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Vorbemerkung. 


Seit  länger  als  30  Jahren  aus  Neigung  mich  für  das 
Versicherungswesen  warm  interessierend,  hatte  ich  bereits 
einmal  — bei  der  Frage  der  Alters-  und  Invaliditäts- Versiche- 
rung von  Krankenpflegerinnen  — gangbare  Wege  zu  suchen 
und  hatte  damals  zu  meiner  Freude  solche  Wege  gefunden, 
die  seitdem  allgemeiner  eingeschlagen  worden  sind.  Vor  kur- 
zem,. nach  Uebernahme  der  verschiedenen  von  mir  begrün- 
deten Töchterheime  durch  die  Mathilde  Zimmer-Stiftung,  stand 
ich  wieder  vor  einer  ähnlichen  Aufgabe,  nämlich  der,  für  die 
Leiterinnen  und  Lehrerinnen  dieser  Anstalten  die  zweckmä- 
ßigste Form  der  Versorgung  für  das  Alter  und  für  den 
Fall  der  Invalidität  ausfindig  zu  machen.  Die  anscheinend  am 
nächsten  liegende  Versicherung  bei  der  „Allgemeinen  Deuts- 
schen  Pensionsanstalt  für  Lehrerinnen  und  Erzieherinnen“ 
konnte  nach  meiner  Ueberzeugung  wenigstens  so  lange  nicht 
in  Frage  kommen,  als  diese  die  Mitversicherung  für  den  In- 
validitätsfall nicht  einschließt,  abgesehen  davon,  daß  die  ge- 
nannte Pensionsanstalt  die  teuerste  aller  deutschen  Versiche- 
rungsanstalten ist  und  dies  auch  wohl  bleiben  wird,  da  die  Unter- 
— - Stützungen,  die  sie  aus  Nebenfonds  für  einzelne  Fälle  in  Aus- 
(4  sicht  stellen  kann,  nur  im  Gnadenwege  gegeben  werden, 
also  keine  Versicherte  sie  als  ihr  Recht  beanspruchen  kann. 

Was  ich  selbst  nur  für  einen  bestimmten  einzelnen  Fall 
v durchzuarbeiten  veranlaßt  war,  hat  doch  wohl  für  viele  unserer 
berufstätigen  Frauen  seinen  Wert,  und  wäre  es  auch  pur  der, 
/■»  daß  sie  dadurch  veranlaßt  würden,  der  Frage  der  Altersver- 
4!  sorgung  überhaupt  erst  einmal  ernstlich  ins  Gesicht  zu  sehen. 
3 Daher  übergebe  ich  diese  Blätter  hiermit  der  Oeffentlichkeit 
"O  mit  de®  Wunsche,  daß  diese  Arbeit  aucli  vielen  anderen  eben- 
0 so  zu  Nutze  dienen  möchte,  wie  sie  für  diejenigen  ersprieß- 
lich geworden  ist,  für  die  sie  unternommen  war. 
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Pensionsberechtigung. 

Die  letzten  Jahre  haben  in  den  Kreisen  der  arbeitsuchen- 
den Frauen  eine  deutlich  bemerkbare  Bewegung  gezeigt,  die 
die  Wahl  der  weiblichen  Berufe  in  nicht  immer  günstiger 
Weise  -beeinflußt  und  namentlich  für  die  Privatschulen  und 
die  Töchterpensionate  empfindlich  ist.  Sie  ist  hervorge- 
rufen durch  den  an  sich  begreiflichen  Wunsch  der  ar- 
beitenden Frauen,  Pensionsberechtigung  zu  erhalten.  Auch 
die  Eltern,  die  ihre  Töchter  in  irgend  einen  Beruf  ein- 
treten  lassen,  fragen  in  erster  Linie,  ob  die  Töchter  in  dem 
betreffenden  Beruf  pensionsberechtigt  sein  werden  oder  nicht, 
und  aus  dem  Verlangen,  nur  ja  die  spätere  Pensionierung 
gesichert  zu  sehen,  gehen  viele  Frauen  in  Berufe,  die  der 
Frauennatur  gar  nicht  entsprechen,  sie  deshalb  unbefriedigt 
lassen  und  geradezu  unglücklich  machen.  Telephonistin  z.  B. 
würde  kaum  ein  junges  Mädchen  werden,  wenn  nicht  die  Pen- 
sionsberechtigung winkte,  und  die  innerlich  ungleich  mehr 
befriedigende  Tätigkeit  in  einem  Töchterpensionat  vermeiden 
recht  viele,  die  diese  an  sich  gern  wählen  würden,  nur  weil 
sie  dort  keine  Pensionsberechtigung  finden. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  von  großer  Wichtigkeit, 
die  Pensionsversicherung  der  beruftreibenden  Frauen  überhaupt 
zu  durchdenken;  ja  für  die  Privatmädchenschulen  und  die  Pen- 
sionate  ist  es  geradezu  eine  Frage  der  Selbsterhaltung 
daß  sie  suchen  müssen,  ihren  Lehrerinnen  Pensionsberech- 
tigung zu  gewähren;  anderenfalls  können  sie  die  Konkurrenz 
mit  öffentlichen  Schulen  nicht  aushalten.  Und  selbst  für  die 
Besitzerinnen  von  Pensionaten  ist  vielfach  der  Wunsch  nahe 
liegend,  sich  selbst  ebenso  eine  Pension  zu  sichern,  wie 
ihren  Lehrerinnen. 

Wie  aber  wird  eine  solche  Pensionsberechtigung  am 
zweckmäßigsten  gegeben? 

In  einer  Beziehung  können  — um  von  der  Pen- 
sionsversicherung der  Lehrerinnen  an  Privatschulen  und  Pen- 
sionaten auszugehen  — ■ Privatanstalten  mit  staatlichen 
oder  kommunalen  Schulen  in  Bezug  auf  die  Pensionsgewäh- 
rung sich  nicht  vergleichen,  wollen  es  aber  auch  gar  nicht. 
Das  ist  die  in  die  Pensionsberechtigung  — meist  ohne,  daß 
man  bei  dem  Verlangen  darnach  daran  denkt  — eingeschlossene 
Sicherheit  der  Unkündbarkeit  der  Anstellung.  Der 
Staatsbeamte  und  auch  in  gewissen  Schwanken  der  Kommunal- 
beamte ist,  wenn  er  fest  angestellt  ist,  nur  noch1  auf  dis- 
ziplinarischem Wege  aus  seiner  Stellung  zu  entfernen.  Da- 
rauf könnten  sich  die  meisten  Arbeitgeber,  z.  B.  ein  Töchter- 
pensionat, das  hier  als  Beispiel  für  viele  ähnliche  Fälle  genannt 
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sein  möge,  gar  nicht  einlassen;  denn  um  in  dieser  Weise 
jemand  lebenslänglich  bezw.  bis  zur  Arbeitsunfähigkeit  dauernd 
zu  beschäftigen,  sind  ganz  anders  gefestigte  Verhältnisse 
notwendig,  als  sie  auch  das  beste  Pensionat  besitzt.  Selbst 
eine  Stiftung  mit  einem  Kapital,  sagen  wir  von  100  000  M., 
würde  kaum  in  der  Lage  sein,  einer  größeren  Anzahl  von 
Lehrerinnen  eine  feste,  unkündbare  Anstellung  zuzusagen, 
und  auch  die  privaten  Mädchenschulen  stehen  nicht  viel  an- 
ders. Aber  wenn  dies  die  Pensionate  auch  könnten,  sie 
dürften  es,  glaube  ich,  im  Interesse  der  inneren  Ent- 
wicklung ihrer  Anstalten  nicht  tun.  Denn  das  ist  doch  wohl 
kein  Zweifel : die  unkündbare  Anstellung  gibt  dem  Ange- 
stellten zwar  das  Gefühl  der  Sicherheit  und  nimmt  ihm 
die  Sorgen  für  das  Alter  und  die  Tage  der  Krankheit,  aber 
andererseits  beeinträchtigt  sie  auch  seine  Sorglichkeit.  Zwischen 
der  Pünktlichkeit,  mit  der  einer  seine  Arbeit  tut,  der  da 
weiß,  daß  er  bei  Unpünktlichkeit  seine  Stellung  verlieren 
kann,  und  jener  Pünktlichkeit,  die  notwendig  ist,  um  nicht 
gerade  in  eine  Disziplinaruntersuchung  zu  geraten  und  in 
derselben  verurteilt  zu  werden,  ist  doch  ein  großer  Unter- 
schied. Wieviele  unserer  öffentlichen  Schulen  seufzen  unter 
ihren  Lehrern  — vielleicht  nur,  weil  diese  unkündbar  an- 
gestellt sind,  und  es  deshalb  fast  nur  die  eine  Methode 
gibt,  sie  los  zu  werden,  daß  man  sie  fortlobt.  Aber  die 
Schulen  — das  ist  in  wirtschaftlicher  Beziehung  ihr  großer 
Unterschied  gegenüber  den  Pensionaten  — haben  Zwangs- 
besuch, sei  es  durch  Staatsgesetz,  sei  es  durch  die  Berech- 
tigungen, die  der  Schulbesuch  gewährt,  während  der  Besuch 
eines  Pensionats  und  damit  seine  wirtschaftliche  Lebensfähig- 
keit auf  die  Dauer  nur  von  der  Tüchtigkeit  von  dessen  Leistungen, 
also  vor  allem  von  der  Güte  seiner  Leiterin  und  seiner  Leh- 
rerinnen abhängt.  Wollten  die  Pensionate  solche  Lehrkräfte 
verwenden,  wie  sie  manche  Schule  sich  gefallen  lassen  muß, 
so  würden  sie  in  wenigen  Jahren  ruiniert  sein;  niemand 
würde  sie  mehr  besuchen.  Deshalb  können  Pensionate  auf 
eine  unkündbare  Anstellung  der  Lehrkräfte  unter  keinen  Um- 
ständen eingehen.  Wie  die  Lehrerinnen  in  einem  Pensionat 
jederzeit  mit  kurzer  Kündigungsfrist  ausscheiden  können 
und  sich  dies  Recht  auch  nicht  nehmen  lassen  würden,  so 
müssen  umgekehrt  auch  die  Pensionatsvorstände  das  Recht 
haben,  eine  ihren  Posten  nicht  recht  ausfüllende  Persön- 
lichkeit zu  entlassen. 

Also  in  bezug  auf  die  Unkündbarkeit  besteht  ein  unver- 
meidlicher Unterschied  zwischen  der  Beamtenanstellung  und 
derjenigen  Pensionsberechtigung,  die  die  Privatschulen  und 
namentlich  die  Töchterpensionate,  überhaupt  aber  alle  nicht 
durch  staatliche  Vorrechte  geschützten  Institutionen  erstreben 
müssen.  Wer  sich  nicht  zutraut,  durch:  seine  Persönlichkeit 
sich  wertvoll  und  vielleicht  unentbehrlich  zu  machen,  wem 
es  vielmehr  genügt,  getragen  zu  werden,  wenn  auch  mit 
Seufzen,  falls  nur  die  Einnahme  bleibt,  der  wird  vor  solch 
freier  Stellung  sich  hüten  müssen ; aber  ich  glaube,  gerade  die 
tüchtigsten  Persönlichkeiten,  die  sich  ihres  Wertes;  bewußt 
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sind,  werden  sich  vor  einer  Kündigung  nicht  fürchten  und 
werden,  wenn  sie  wirklich  aus  dem  einen  Hause  ausseheiden 
sollten,  sicher  sein,  leicht  in  einem  andern  Aufnahme  zu  finden. 

So  ist  die  zweite  Frage : Welche  materiellen  Be- 
dingungen im  Falle  der  Pensionierung  bietet  der 
Staat,  und  welche  können  die  Privatinstitute,  speziell  z.  B.  Pen- 
sionate,  bieten?  Bei  der  staatlichen  Pensionierung 
— und  auch  entsprechend  jetzt  allgemeiner  bei  der  kom- 
munalen — gilt  bekanntlich  eine  10  jährige  Wartezeit,  d.  h. 
wer  heute  pensionsberechtigt  angestellt  wird*  erhält  damit 
nicht  etwa  den  Anspruch,  wenn  er  nach  1 — 2 Jahren  arbeits- 
unfähig ist,  sogleich  lebenslängliche  Pension  zu  beziehen, 
sondern  die  Pensionsberechtigung  gilt  erst  nach  10  Jahren 
Dienst;  wer  vor  10  jähriger  Dienstzeit  unfähig  wird,  hat  keine 
Ansprüche  auf  Pension.  Das  ist  eine  Härte,  die  bei  staat- 
lichen Beamten  sich  gelegentlich  recht  fühlbar  macht.  Die- 
jenigen von  unseren  staatlich  oder  städtisch  angestellten  Leh- 
rerinnen, die  über  die  Frage  überhaupt  nachgedacht  haben, 
werden  vor  dieser  Zeit  des  Ungesichertseins  doch  wohl  ein 
gelindes  Grauen  empfunden  haben;  und  das  mit  Recht. 

Wenn  dann  nun  die  10  jährige  Wartezeit  überstanden 
ist,  und  eine  Pensionierung  im  Falle  der  Dienstunfähigkeit 
möglich  wird,  so  pflegt  die  Pensionsrente  nach  den  Dienst- 
jahren zu  steigen.  Nach  10 jähriger  Dienstzeit  werden  2%o 
(früher  20/80)  des  Gehalts  als  jährliche  Pensionsrente  gezahlt 
und  für  jedes  weitere  Jahr  des  Dienstes  1/60  mehr  bis  zum 
Höchstbetrage  von  45/60,  also  3/4  des  Gehalts.  Also  wer  2000  M. 
unfähig  wird,  ohne  Pensionsrente  entlassen;  im  11.  Jahre 
erhält  er  666,66  M.,  nach  20  Dienstjahren  erhält  er  1000  M. 
und  die  höchste  Pension  von  1500  M.  nach  35  Dienstjahren. 
Gehalt  hatte,  wird,  wenn  er  in  den  ersten  10  Jahren  dienst- 
Günstig  ist  dabei,  daß  die  Pensionierung  berechnet  wird 
nach  dem  zuletzt  bezogenen  Gehalt,  ungünstig  (z.  B.  in  der 
Anwendung  auf  Pensionate),  daß  in  Natur  gewährte  Bezüge 
wie  freie  Wohnung,  Heizung  und  eventl.  freie  Station  entweder 
gar  nicht  oder  nur  zu  geringem  Satz  bei  Festsetzung  der  Pen- 
sionsrente berechnet  werden.  Ungünstig  ist  aber  vor  allen 
Dingen,  daß  die  Pensionsrente  in  den  ersten  Jahren  eine  viel  zu 
geringe  ist.  Z.  B.  eine  nach  diesem  Vorbilde  pensionsberechtigte 
Lehrerin  eines  Töchterpensionats  mit  500  M.  barem  Gehalt 
und  Völlig  freier  Station  würde,  da  die  freie  Station  wohl 
höchstens  mit  500  M.  berechnet  werden  würde,  also  höch- 
stens 1000  M.  als  zur  Berechnung  zu  ziehendes  Dienstein- 
kommen gelten,  nachdem  sie  in  den  ersten  10  Jahren  über- 
haupt keinen  Pensionsanspruch  gehabt  hat,  im  11.  erst 
333,33  M.  erhalten,  wovon  sie  ja  unmöglich  leben  kann. 

Zweifellos  liegt  es  im  Interesse  der  Pensionsberech- 
tigten, daß  sie  im  Unterschied  von  der  staatlichen  Pensions- 
berechtigung erstlich  schon  vom  Beginn  ihrer  An- 
stellunganim Falle  der  Dienstunfähigkeit  An- 
sprüche auf  Rentenbezug  hatten,  zweitens,  daß  diese 
Rente,  wenn  sie  auch  später  dann  gar  nicht  steigt,  gleich 
von  Anfang  an  auskömmlich  ist 
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Wie  ist  das  zu  erreichen?  Jedenfalls  nicht  durch 
Selbstversicherulng  der  einzelnen  Arbeitgeber.  Denn 
nur  ganz  große  Anstalten  könnten  mit  dem  Gedanken  sich 
tragen,  nach  Art  der  Stadt  oder  des  Staats  aus  dem  eigenen 
Säckel  einen  Rentenbezug  zu  gewähren.  Eine  Privatschule 
oder  ein  Pensionat  mit  nur  wenigen  Lehrerinnen  könnte  das 
nicht.  Denn  gesetzt  auch,  ein  solches  Institut  zahlte  für 
jede  Lehrerin  in  seinen  Pensionsfonds  200  M.  jährlich,  so 
würden  für  jede  Lehrerin  in  drei  Jahren  nur  600  M.  einge- 
zahlt sein,  wozu  geringfügige  Zinsen  kommen.  Würde  eine 
dieser  Lehrerinnen  nun  invalide  werden,  so  würde  sie  die 
gesamten  600  M.  bereits  im  ersten  Jahr  verbrauchen,  für  die 
folgenden  Jahre  aber  wäre  keine  Deckung  mehr.  Eine  solche 
Selbstversicherung  ist  deshalb  nur  bei  ganz  großen,  kapital- 
kräftigen Gemeinschaften  möglich,  in  denen  sich  das  Risiko 
aut  viele  Schultern  verteilt;  auch  eine  100  000  M.-Stiftung 
könnte  sich  darauf  nicht  einlassen. 

Aber  selbst  wenn  eine  große  Anstalt  aus  eigener  Kasse 
die  Pensionsversicherung  übernehmen  könnte,  so  bliebe  in 
allen  den  Fällen,  in  denen  der  Versicherer  dem  Versicherten 
das  Arbeitsverhältnis  kündigen  kann,  die  große  Gefahr  be- 
stehen, daß  er  das  tut,  lediglich  um  die  Kasse  von  der 
Pensionszahlungsverpflichtung  zu  befreien,  nicht  weil  die  be- 
treffende Persönlichkeit  ihren  Aufgaben  nicht  gewachsen  ist. 
Und  selbst  wenn  der  Arbeitgeber  ein  absolut  nobler  Charakter 
ist,  der  niemals*  daran  denken  würde,  jemandem  zu  kündigen 
aus  anderen  als  ausschließlich  in  dem  Arbeitsverhältnis  be- 
ruhenden Gründen,  so  würde  doch  jener  Verdacht,  weil  er 
objektiv  möglich  ist,  immer  wieder  entstehen  und  gegen 
ihn  geltend  gemacht  werden.  Darunter  leidet  z.  B.  die  Pen- 
sionsversorgung der  Mutterhäuser  der  Krankenpflege,  speziell 
derer  vom  Roten  Kreuz.  Von  gar  manchen  hört  man  es,  daß  die 
Oberin,  wenn  sie  merke,  daß  eine  pensionsberechtigte 
Schwester  voraussichtlich  bald  pensionsbedürftig  werde,  aller- 
lei Mittel  versuche,  um  sie  zum  Austritt  zu  nötigen,  bloß 
damit  die  Pensionskasse  gefüllt  bleibt.  Ich  könnte  von  keinem 
einzigen  Falle  sagen,  daß  eine  derartige  Anschuldigung  wirk- 
lich berechtigt  gewesen  sei,  wohl  aber  habe  ich  diese  Be- 
schuldigung mehrmals  selbst  gehört.  Schon  aus  diesem  Grunde 
müßte  grundsätzlich  die  Pension  nicht  aus  der  Kasse  des 
Arbeitgebers  (oder  bei  Schwesternschaften  der  Schwestern- 
schaft) gezahlt  werden.  Ganz  anders,  wenn  die  Angestellten  bei 
einer  Versicherungsgesellschaft  versichert  sind,  der  es  ja 
niemand  übel  nehmen  wird,  wenn  sie  rein  geschäftlich  nach 
Versicherungsgrundsätzen  verfährt,  der  gegenüber  aber  der 
Arbeitgeber  eine  von  ihm  Angestellte,  die  er,  weil  sie  ar- 
beitsunfähig geworden  ist,  pensionieren  muß,  noch  vertreten 
kann  und  sie  wirklich  zu  vertreten  selbst  das  Interesse  hat, 
während  umgekehrt,  wenn  die  Pension  aus  seiner  Kasse 
gezahlt  würde,  es  nahe  liegt,  daß  er  suchen  würde,  sich 
der  Zahlungsverpflichtung  möglichst  zu  entziehen. 

So  bleibt  nur  die  Versicherung,  wofür  gerade  das 
in  Deutschland  außerordentlich  durchgearbeitete  Versiehe- 
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rungswesen  uns  eine  Reihe  von  Formen  gibt,  die  in  Be- 
tracht gezogen  werden  können. 

Allerdings  ist  die  Tatsache  erschwerend,  daß  Frauen  für 
die  Pensionsversicherung  vom  Standpunkt  der  Versicherungs- 
gesellschaft ein  schlechtes  Risiko,  bieten.  Auf  der  einen  Seite 
nämlich  leben  sie  durchschnittlich  länger  als  die  Männer 
und  müssen  schon  deshalb  für  längere  Jahre  versorgt  werden, 
und. andererseits  werden  sie,  soweit  man  dies  bisher  übersehen 
kann,  früher  invalide  als  Männer;  die  Zeit  ihres  Pensionsbezuges 
wird  also  auch  dadurch  noch  verlängert. 

Deshalb  hat  der  Deutsche  Privat-Beamtenverein  in  Mag- 
deburg es  bisher  ganz  abgelehnt,  Frauen  in  seine  verschie- 
denen Versorgungskassen  aufzunehmen,  und  die  bekann- 
teste ' Pensionsversicherung  für  beruftreibende  Frauen,  die 
Allgemeine  Deutsche  Pensionsanstalt  für  Lehrerinnen  und 
Erzieherinnen  in  Berlin,  hat,  weil  sie  sich  auf  Frauen  beschränkt, 
die  teuersten  Prämien  von  allen  Versicherungs-Anstalten. 

Es  ist  unter  solchen  Umständen  für  die  zu  versichernden 
Frauen  ein  großer  Vorteil,  daß  eine  Anzahl  von  Versiche- 
rungsanstalten noch  Frauen,  ohne  einen  IJiterschied  zu  machen, 
nach  den  gleichen  Tarifsätzen  mit  Männern  behandelt.  Es 
läßt  sich  aber  wohl  erwarten,  daß  wenn  die  Zahl  der  weib- 
lichen Versicherten  wächst,  die  bisher  schon  von  einer  An- 
zahl von  Versicherungsanstalten  eingeführte  Differenzierung 
zwischen  Männern  und  Frauen  allgemein  wird. 

Pensionsversicherungen. 

1.  Selbst  die  staatliche  Form  der  Versicherung,  ob- 
wohl sie  an  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  unzweckmäßig  ist,  ist 
offenbar  so  vielfach  gefordert  worden,  daß  sich  Versicherungs- 
anstalten darauf  eingelassen  haben,  derartige  Pensionen  zu 
gewähren.  Ich  nenne  als  Beispiel  den  „Deutschen  AnkeU 
in  Berlin,  der  nach  Tarif  III  nach  staatlicher  Skala  steigende 
Pensionen  ohne  Prämienrückgewähr  versichert  und  zwar  je 
nach  Wunsch  auch  ohne  Wartezeit,  sonst  mit  5-  oder  10  jäh- 
riger Wartezeit.  Der  Pensionsbezug  beginnt  hier  wie  bei 
allen  ähnlichen  Versicherungsformen  nach  der  bedungenen 
Wartezeit  bei  eintretender  Invalidität,  spätestens  bei  Vollen- 
dung des  im  voraus  bezeichneten  Lebensjahres;  die  Prämie, 
d.  h.  die  jährliche  Zahlung  an  die  Versicherungsanstalt,  ist 
zahlbar  bis  zur  eintretenden  Invalidität,  längstens  bis  zur 
Vollendung  des  angegebenen  Lebensalters.  Der  Einheitssatz 
der  Rente  von  150  M.  steigt  jährlich  um  10  M.  bis  zum 
Beginne  des  Pensionsbezugs  oder  bis  zum  Maximalbetrage 
von  450  M.  Die  Prämie  dafür  würde  für  eine  30  jährige, 
spätestens  bei  Vollendung  des  60.  Lebensjahres  zahlbar,  103,30 
Mark  ohne  Wartezeit,  94  M.  mit  5 jähriger  Wartezeit  und 
78,50  M.  mit  10  jähriger  Wartezeit  betragen. 

Solche  Versicherungsformen  werden  meistens  nur  bei 
„kollektiver  Versicherung“  gewählt,  d.  h.  bei  Ver- 
sicherungen, die  ein  Arbeitgeber  für  seine  sämtlichen  Ver- 
sicherten abschließt  So  hat  die  Bayrische  Lebensver- 
sicherungsbank  A.-G.  in  München  für  Kollektivversiche- 
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rungen  2 Pensionsversicherungsformen  zur  Versicherung  von 
Invaliditäts-,  Alters-,  Witwen-  und  Waisenpensionen  einge- 
führt, bei  deren  einer  (Tarif  P.  1)  die  Rente  die  gleiche 
bleibt,  während  nach  der  anderen  (Tarif  P.  2)  die  Rente 
jährlich  steigt.  'In  beiden  Fällen  ist  eine  10  jährige  Warte- 
zeit Voraussetzung;  ärztliche  Untersuchung  ist  dann  nicht 
nötig.  Die  Witwen-  und  Waisenpension  können  wir  für  unsere 
Verhältnisse  bei  Seite  lassen.  Die  Invaliditäts-  und  Alters- 
pension (letztere  unbedingt  mit  Vollendung  des  65.  Lebens- 
jahres fällig)  erfordert  bei  einer  Höhe  von  1000  M.  (zahlbar 
also  erst  nach  10  jähriger  Wartezeit)  bei  einer  30  jährigen 
174  M.  jährlich.  Dagegen  würde  für  eine  30  jährige  nur 
97,40  M.  jährlich  Prämie  zu  zahlen  sein,  wenn  von  der 
versicherten  Rente  von  1000  M.  nach  der  10  jährigen  Warte- 
zeit zunächst  nur  eine  mit  40%  des  Gehalts  beginnende 
und  mit  jedem  Dienstjahr  um  1 o/o  des  Gehalts  steigende  In- 
validitäts- und  Alterspension  gewährt  werden  soll.  Die  Ver- 
sicherte würde  also  im  Invaliditätsfall  im  11.  Jahre  zum 
ersten  Male  eine  Rente  und  zwar  von  400  M.,  im  12.  eine 
solche  von  410  M.  usw.  erhalten.  Günstig  ist  bei  dieser 
Versicherung  der  Wegfall  der  ärztlichen  Untersuchung,  denn 
eine  ärztliche  Prüfung  des  Gesundheitsverhältnisses  der  zu 
versichernden  Personen  ist  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um 
die  Versicherung  eines  größeren  Personenkreises  handelt, 
praktisch  nicht  leicht  durchführbar,  da  eine  solche  ärztliche 
Auslese  unter  den  Kandidaten  die  Ausschließung  einzelner, 
vom  Versicherungsstandpunkte  aus  schlechter  Risiken  zur 
Folge  haben  muß,  während  es  doch  die  Absicht  des  Ver- 
sicherungsnehmers ist,  die  Vorteile  einer  gesicherten  Zu- 
kunft allen  hierfür  in  Frage  kommenden  Angestellten  ohne 
Ausnahme  zukommen  zu  lassen.  Würde  ärztliche  Unter- 
suchung gefordert,  so  würde  die  Versicherung  sich'  billiger 
stellen;  aber  natürlich  läßt  sich  die  Versicherungsbank  nicht 
darauf  ein,  daß  man  bei  ihr  nur  diejenigen  versichert,  die 
anderswo  abgelehnt  werden,  sondern  die  schlechten  Risiken 
kann  sie  nur  übernehmen,  wenn  ihr  auch  die  guten  alle 
zugeführt  werden.  Eine  derartige  Versicherung  ist  also  nur 
als  Kollektivversicherung  möglich. 

Auch  die  Wilhelm  a in"  Magdebürg  ist  zur  Kollektiv- 
versicherungbereit und  gewährt  einen  dem  staatlichen  ähnlichen 
Rentenbezug-.  So  hat  siel  mit  dem  Magdeburger  Bankverein  einen 
Vertrag  geschlossen,  nach  welchem  diese  Firma  alle  ihre 
Beamten  der  Wilhelma  zur  Versicherung  anmeldet.  Diese 
ist  berechtigt,  diejenigen,  welche  vom  ärztlichen  Standpunkt 
aus  ein  ungünstiges  Risiko  für  die  Gesellschaft  bilden,  abzu- 
lehnen; sie  schaltet  also  die  für  sie  schlechten  Risiken  aus, 
während  die  guten  Risiken  ihr  von  der  Firma  zugeführt 
werden  müssen.  Die  Firma  zahlt  für  jeden  Versicherten 
einen  jährlichen  Beitrag  von  lö%  seines  Jahresgehalts  und 
von  jeder  Erhöhung  des  Gehalts  einen  außerordentlichen 
Beitrag  von  4%,  und  zwar  so  lange,  bis  der  betreffende 
Beamte  entweder  Stirbt,  pensioniert  wird  oder  aus  dem  Dienst 
der  Firma  ausscheidet;  im  letzteren  Falle  kann  die  Firma 
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unter  Auflösung  des  Versicherungsverhältnisses  40%  der  für 
den  Ausgeschiedenen  von  ihr  geleisteten  ordentlichen  Bei- 
träge von  der  Wilhelma  zurückverlangen,  oder  aber  sie  kann 
» dem  ausscheidenden  Beamten  überlassen,  die  bis  dahin  von 
der  Firma  gewährte  Versicherung  auf  eigene  Kosten  weiter 
zu  führen.  Die  Pension  beträgt  nach  einer  5 jährigen  Warte- 
zeit 10/eo  des  Durchschnittsgehalts,  das  um  jährlich  Veo  bis 
zum  Höchstbetrage  von  45/6o  steigt.  Die  Zahlung  einer  Alters- 
rente erfolgt,  wenn  die  Firma  einen  Beamten,  für  welchen 
mindestens  25  Jahre  lang  Beiträge  entrichtet  sind,  und  welcher 
das  65.  Lebensjahr  vollendet  hat,  in  den  Ruhestand  versetzt. 
Wenn  aber  wegen  dauernder  Dienstunfähigkeit  vorher  jemand 
pensioniert  werden,  also  Invalidenrente  erhalten  soll,  so  ist 
ärztliches  Zeugnis  nötig.  Bei  Frauen,  z.  B.  Lehrerinnen  in  Privat- 
schulen und  Pensionaten  würde,  da  die  Mitversicherung  von 
Witwen  und  Waisen  fortfiele,  die  jährliche  Zahlung  an  die 
Wilhelma  nicht  10%,  sondern  nur  etwa  8 o/o  betragen.  Bei 
Bemessung  des  Gehalts,  nach  welchem  sich  die  jährliche 
Prämie  richtet,  kann  freie  Station  mit  berechnet  werden.  Bei 
einer  30jährigen  Lehrerin  Würden  also,  vorausgesetzt,  daß 
ihr  Gehalt  'einschließlich  der  freien  Station  auf  1000  M. 
veranschlagt  ist,  jährlich  etwa  80  M.  als  Versicherungsprämie 
zu  zahlen  sein,  und  dafür  würde  die  Versicherte  nach  einer 
Wartezeit  von  5 Jahren,  also  frühestens  im  36.  Lebens- 
jahre, im  Invaliditätsfall  166,66  M.  erhalten,  dagegen  als  Alters- 
versicherungsrente nach  vollendetem  65.  Jahre  jährlich' 750  M. 

* Eine  ganz  ähnliche  Kollektiv -Pensions- Versicherung  für 
die  Beamten  größerer  Firmen  oder  die  gesamte  Mitglied- 
schaft größerer  Vereine  usw.  führt  auch  die  Deutsche  Lebens- 
versicherungsgesellschaft Atlas,  A.-G.  zu  Ludwigshafen  a.  Rh. 
in  einer  der  Pensionsversorgung  von  Staatsbeamten  ähnlichen 
Form.  Nach  Ablaut  einer  10  jährigen  Wartezeit  wird  im 
Invaliditätsfalle  eine  mit  10/go  des  Durchschnittsgehaltes  be- 
ginnende und  alljährlich  um  1/60  (bis  zum  Maximum  von 
«/eo)  steigende  Pension  gewährt.  Im  Falle  der  Vollendung 
des  65.  Lebensjahres  und  nach  mindestens  25  jähriger  Bei- 
tragszeit wird  eine  Altersrente  nach  obigem  Ausmaße  gewährt. 
Die  Pensionierung  bei  dauernder  Dienstunfähigkeit  hängt  von 
einzureichenden  Nachweisen  (ärztliches  Zeugnis)  ab.  Die  Auf- 
nahme bei  Abschluß  der  Versicherung  erfolgt  ohne  jede  Prü- 
fung der  gesundheitlichen  Verhältnisse,  während  später  auf- 
zunehmende Personen  durch  ein  ärztliches  Zeugnis  den  Nach- 
weis guter  Gesundheitsverhältnisse  erbringen  müssen.  Bei 
einem  normal  zusammengesetzten  Versicherungsbestand  be- 
trägt die  Jahresprämie  10%  des  jeweiligen  Gehaltes.  Außer- 
dem ist  von  jeder  Gehaltserhöhung  4%  als  außerordentlicher 
Beitrag  zu  entrichten.  Bei  Versicherungen  von  Frauen,  z.  B. 
des  Lehrkörpers  einer  Schule,  würde  auch  der  Atlas  für 
den  Wegfall  der  sonst  mitversicherten  Witwen-  und  Waisen- 
renten eine  entsprechende  Ermäßigung  der  Jahresprämie  ein- 
räumen; doch  ist  mir  die  Höhe  einer  solchen  nicht  bekannt. 

, Im  übrigen  sind,  wie  man  sieht,  die  Bedingungen  des  „Atlas“ 
dieselben,  wie  bei  der  „Wilhelma“,  nur  verlangt  er  eine  zehn- 
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jährige,  die  Wilhelma  dagegen  nur  eine  5 jährige  Wartezeit. 

Auch  die  Providentia  in  Frankfurt  und  die  Iduna 
in  Halle  führen  Sondertarife  für  Kollektiv- Versicherung.  Diese 
Tarife  bieten  eine  Pensionsversicherung  mit  gleichbleibender 
Invaliditäts-  und  Altersrente.  Zur  Versicherung  ist  ärztliche 
Untersuchung  notwendig;  wird  sie  unterlassen,  was  die  Iduna 
gestattet,  so  Wird  die  Invaliditäts rente  erst  nach  einer  5 jährigen 
Wartezeit  ausgezahlt.  Bei  einem  Eintrittsalter  von  30  Jahren, 
bei  Zahlung  der  Altersrente  vom  60.  Lebensjahre  an  und 
bei  einer  Höhe  des  Rentenbetrages  von  jährlich  1000  M.,  was  wir 
im  folgenden  immer  als  Beispiel  nehmen  wollen,  beträgt  die 
Prämie  bei  der  Iduna  237,80  M.,  bei  der  Providentia  233  M. 

2.  Im  Vorstehenden  haben  wir  diejenigen  Versicherungs- 
formen behandelt,  die  nach  dem  Vorgänge  der  staatlichen 
Pensionsgewährung  eine  Wartezeit  oder  ein  Steigen  der  Ren- 
ten nach  den  Dienstjahren  oder  beides  zusammen  aufgenom- 
men haben  öder  nur  für  Kollektivversichefungen  gelten.  Die  üb- 
lichere Form  der  privaten  Versicherung,  die  für  jüngeres  Alter 
auch  die  zweckmäßigere  ist,  ist  die  Einzelversicherung 
einer  gleichbleibenden  Rente,  die  in  jedem  Falle  als 
Altersrente  bei  Erreichen  des  vorher  bestimmten  Lebens- 
alters in  lebenslänglichen  jährlichen,  halb-  oder  vierteljähr- 
lichen Zahlungen  fällig  ist  und  als  I nv  al id  itä"ts 'rente 
schon  dann  gezahlt  wird,  wenn  der  Versicherte  invalide  wird, 
und  zwar  solange  die  Invalidität  dauert,  fast  immer  jedoch 
in  der  Weise,  daß  im  Falle  nur  teilweiser  Invalidität,  die 
die  Erwerbsunfähigkeit  nicht  völlig  ausschließt,  nur  ein  ent- 
sprechender Teil  der  Rente  gezahlt  wird  und  die  Verpflich- 
tung zur  jährlichen  Prämienzahlung  nicht  aufhört,  sondern 
gemäß  den  Prozentsätzen  der  Invaliditätsrente  nur  gekürzt 
wird.  Es  fällt  also  hier  die  Wartezeit  fort,  die  bei  der  staatlichen 
Versicherung  so  drückend  werden  kann,  und  die  Rente  wird 
anfangend  vom  ersten  Tage  des  Eintritts  der  vollen  Invalidität 
in  der  vollen  Höhe  der  versicherten  Alterspension  gezahlt. 

Solche  Einzelversicherung  werden  vermutlich  große  In- 
stitute, welche  Frauen  beschäftigen,  oder  Vereinigungen  be- 
rufstätiger Frauen  jeder  Kollektivversicherung  vorziehen,  weil 
— im  Unterschiede  von  Männern  — die  berufstreibenden  Frauen, 
wenn  sie  sich  verheiraten,  regelmäßig  aus  ihrem  Berufe  aus- 
scheiden,  also  die  für  sie  geleisteten  Einlagen  für  ihre 
Versicherung  bei  der  Verheiratung  ihnen  verloren  gehen. 

Um  einen  Anhalt  zu  bieten,  welche  Bedingungen  die  ver- 
schiedenen deutschen  Versicherungsanstalten  für  diese  Form 
der  Pensionsversicherung  stellen,  gebe  ich  im  folgenden  die 
Versicherungsbedingungen  der  deutschen  Lebens-  und  Pen- 
sionsversicherungsgesellschaften, soweit  sie  mir  bekannt  ge- 
worden sind,  und  soweit  sie  auf  den  als  Beispiel  angenom- 
menen Fall  Anwendung  finden.  *)  Wir  setzen  also  voraus,  daß 

*)  Um  sicher  zu  gehen,  habe  ich  mir  die  einschlägigen  Tarife 
vom  sämtlichen  deutschen  Versicherungsanstalten  erbeten  und  ihnen 
die  obigen  Ausführungen  vor  der  Drucklegung  im  Korrekturbogen 
vorgelegt.  Es  ist  deshalb  wohl  sowohl  die  Vollständigkeit  wie  die 
Richtigkeit  der  obigen  Angaben  vorauszusetzen. 
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eine  30jährige  Angestellte  mit  1000  M.  Altersrente,  zahlbar 
vom  vollendeten  60.  Lebensjahre  ab,  und  unter  Mitversichemng 
der  Invalidität  in  der  eben  erwähnten  Weise  versichert  wer- 
den soll.  Dann  fordert  am  wenigsten  die  Wilhelm  a in 
Magdeburg  (nach  Tabelle  28),  nämlich  238,50  M.;  aber  falls 
die  Versicherte  nicht  in  den  Rentenbezug  eintritt,  sind  hier 
die  eingezahlten  Jahresprämien  verloren.  Ebenso  ist  es  bei 
dem  Allgemeinen  Deutschen  Versicherungsverein  in  Stutt- 
gart (auf  Gegenseitigkeit),  der  von  Frauen  im  vorliegenden 
Fall  272,25  M.  fordert  (Tarif  Plb  mit  10°/o  Zuschlag  .für 
weibliche  Personen).  Che  Preußische  Lebensversicherungs- 
Aktiengesellschaft  in  Berlin  verlangt  in  einem  Sondervertrage 
von  Lehrerinnen,  die  mit  vollendetem  55.  Lebensjahre  die 
Altersrente,  bei  vorheriger  Ganz-  oder  FI  albinvalidität  eine 
Invalidenrente  von  entsprechender  Höhe  erhalten,  für  je  100  M. 
Altersrente  — diese  darf  nicht  über  600  M.  hinausgehen  — 
von  einer  mit  30  Jahren  Eintretenden  31,30  M. 

Wenn  die  Prämien,  falls  die  Versicherte  nicht  in  den  Genuß 
der  Rente  eingetreten,  sondern  vorher  verstorben  ist,  zurück- 
gezahlt werden  sollen,  sind  die  Prämien  natürlich  entspre- 
chend teurer.  Die  Iduna  in  Halle  (a.  G.)  verlangt  in  einer  Son- 
dertabelle, die  nur  bei  direkten  Abmachungen  mit  größeren 
Instituten  gilt,  300  M.;  im  Todesfälle  werden  die  eingezahlten 
Jahresprämien  abzüglich  10  M.  für  100  M.  Rentenversiche- 
rung zurückgezahlt.  Nicht  viel  teurer  ist  die  Deutsche  Le- 
bensversicherungsgesellschaft  in  Lübeck.  Mit  einer  sehr 
glücklichen  und  beachtenswerten  Einrichtung  (Tabelle  VII. 
a/VIIl  I.)  versichert  diese  Gesellschaft  nämlich  gegen  eine 
Gesamtprämie  von  319,70  M.  gesondert  erstlich  eine  Alters- 
rente von  1000  M.  (Prämie  247,70  M.),  zweitens  die  Bei- 
tragsfreiheit im  Falle  der  Invalidität  (14  M.)  und  drittens 
eine  Invaliditätsrente  im  Invaliditätsfalie  in  voller  Höhe  der 
versicherten  Altersrente  (58  M.).  Ferner  gewährt  sie  bei  vor- 
zeitiger Aufgabe  der  Versicherung  vor  Beginn  der  Altersrente 
die  Prämien  mit  3 Prozent  Zinseszinsen  abzüglich  einer  halben 
Jahresprämie  in  jedem  Falle  zurück.  Doch  bezieht  sich  diese 
Rückgewähr  nur  auf  die  Prämien,  die  für  die  Altersrente 
eingezahlt  sind,  nicht  auf  die  Zusatzprämien,  die  für  die 
Invaliditätsgefahr  entrichtet  werden.  Der  große  Vorteil  gegen- 
über den  anderen  Pensionsversicherungen  ist  hier  der,  daß 
die  Prämien  nicht  nur  im  Todesfälle  zurückgewährt  werden, 
dann  also  nur  den  Angehörigen  der  Versicherten  zu  gute 
kommen,  sondern  daß  die  Versicherte  selbst,  wenn  sie  aus 
irgend  welchem  Grunde  die  Versicherung  aufgeben  will,  die 
eingezahlten  Prämien  mit  der  angegebenen  Verzinsung  zu- 
rückerhält, die  Rentenversicherung  also  als  eine  Sparkasse 
angesehen  werden  kann,  die  ihr  z.  B.~  für  den  Fall  der  Ver- 
heiratung gestattet,  eine  Aussteuer  bereit  zu  haben.  Im  wesent- 
lichen die  gleiche  Versicherungsmöglichkeit  bietet  der  Frie- 
drich W i 1 h e 1 m,  A.-G.  in  Berlin.  Die  Prämien  sind  hier 
etwas  anders  berechnet  (255  — 12,50  — 48  M.),  im  Ge- 
samtbeträge (315,50  M.)  etwas  billiger  als  bei  der  Lübecker 
Gesellschaft,  wobei  ins  Gewicht  fällt,  daß  der  rückzahlbare 
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Hauptteil  (der  Anteil  für  die  Altersrente)  hier  höher  ist.  Beim 
Todesfall  werden  ebenso  die  vollen  Jahresprämien  mit  3% 
Zinseszinsen,  aber  abzüglich  einer  halben  Jahresrente  (500  M. 
gegen  123,85  M.  bei  der  Lübecker  Gesellschaft)  zurückgezahlt. 
Aber  bei  freiwilliger  Aufgabe  der  Versicherung  sind  die  Be- 
dingungen hier  weniger  günstig  als  bei  der  Lübecker  Gesell- 
schaft. Wenn  nicht  die  Umwandlung  in  eine  prämienfreie 
Police  vorgezogen  wird,  kann  man  hier  die  Versicherung 
rückkaufen;  in  diesem  Falle  werden  nur  90%  der  Prämien- 
reserve*), und  zwar  nur  der  Reserve  aus  den  Altersrenten 
(nicht  zugleich  der  Zinsen  aus  dem  Invaliditätszuschlage),  ab- 
züglich einer  halben  Jahresrente  (nicht  Jahresprämie)  zurück- 
erstattet. 

Diese  vorteilhafte  Verbindung  von  Altersrentenversiche- 
rung  mit  Rückgewähr  und  eventuellem  Einschluß  der  Invali- 
ditätsversichemng  würden  wohl  auch  andere  Gesellschaften 
auf  Antrag  gewähren.  Die  Iduna  (auf  Gegenseitigkeit)  in 
Halle  z.  B.  erklärt  sich  ausdrücklich  als  jederzeit  gern  bereit, 
aus  ihren  Tarifen  auf  Wunsch  der  Versicherungsnehmer  eine 
entsprechende  Kombination  zusammenzustellen;  in  diesem 
Fall  wie  folgt:  Eine  30jährige  Lehrerin  versichert  (nach  der 
Tabelle  VI  C)  ein  Kapital,  das  sie  instand  setzt,  (nach  der 
Tabelle  VIII)  im  60.  Lebensjahr  eine  lebenslängliche  Leibrente 
von  1000  M.  zu  kaufen.  (Bei  dem  Rentensatz  von  9,51  0/'° 
beträgt  dies  Kapijal  10  520  M.  in  die  VI  C-Police  wird  die 
Gesellschaft  die  besondere  Bedingung  aufnehmen,  daß  sie  statt 
des  Kapitals  vom  60.  Lebensjahr  ab  eine  jährliche  Rente  von 
1000  M.  gewährt.)  Stirbt  die  Person  vorher  oder  hört  die 
Versicherung  infolge  unterbliebener  Prämienzahlung  auf,  so 
werden  (s.  Tab.  VI  C)  die  eingezahlten  Prämien,  die  erste 
abzüglich  1 1/2  0/0  der  versicherten  Summe,  mit  Zinseszinsen 
zu  3 °/°  zurückgewährt.  Die  jährliche  Prämie  beträgt  für  das 
Kapital  von  10  520  M.  nach  Tabelle  VI  C 212,51  M.  (also  um 
135,19  M.  weniger  als  bei  der  „Lübecker“).  Auch  die  Mitversiche 
rung  des  Invalidifätsrisikos  gestattet  die  Iduna,  wenn  ein  In- 
stitut oder  eine  Vereinigung  von  Instituten  mit  ihr  betr.  ge- 
nereller Versicherungsnahme  in  Beziehung  tritt.  Die  Zusatz- 
prämie für  den  genannten  Fall  für  Beitragsbefreiung  und 
für  eine  Invaliditätsrente  von  1000  M.  bis  zum  60.  Lebens- 

*)  Von  den  eingezahlten  jährlichen  Beiträgen  der  Versicherungs- 
nehmer (den  „Prämien“)  sind  außer  den  später  fällig  werdenden 
Versicherungssummen,  die  s.  Z.  der  Versicherungsnehmer  erhält, 
wenn  die  Bedingungen  der  Versicherung  eingetreten  sind,  auch 
die  Verwaltungskosten  zu  zahlen.  Derjenige  Teil  der  Prämien, 
der  nach  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  für  die  Ansammlung  der 
Versicherungssumme  notwendig  ist,  wird  in  der  Rechnung  zurück- 
gestellt und  in  der  Bilanz  unter  den  Passiven  des  Versicherungs- 
instituts geführt;  er  heißt  „Prämienreserve“.  Dieser  ist  zwar  der 
Hauptteil  (vielleicht  3/4)  der  eingezahlten  Prämien,  aber  durchaus 
nicht  die  Gesamtsumme  der  eingezahlten  Prämien  selbst.  Der  Ver- 
sicherungsnehmer erhält  also  bei  sog.  Rückgewähr  am  wenigsten, 
wenn  er  nur  die  Prämienreserve  erhält,  mehr,  wenn  er  die  vollen 
eingezahlten  Prämien  erhält,  am  meisten,  wenn  er  außer  diesen 
auch  noch  deren  Zinsen  und  Zinseszinsen  erstattet  bekommt. 


15 


jahre  (mit  dem  Beginn  der  Altersrente)  würde  bei  ihr  62*65  M. 
betragen,  die  Gesamtversicherung  erforderte  in  unserem  als 
Beispiel  angenommenen  Falle  nur  275,16  M.  Jahresprämie, 
also  um  44,54  M.  weniger  als  bei  der  Lübecker. 

Mit  diesen  liberalen  Bedingungen  kann  nur  noch  eine 
Versicherungsform  den  Wettbewerb  aushalten  und  übertrifft 
sie  noch,  das  ist  die  Versicherung,  die  ich  seinerzeit  unter 
Vorzugsbedingungen  mit  dem  Deutschen  Anker  in 
Berlin  für  den  Ev.  Diakonieverein  und  für  die  Schwestern- 
schaft Deutscher  Frauendienst  ausgemacht  habe.  Denn  danach 
würde  eine  30jährige  für  100  M.  Pension  nur  20,50  M.  zu 
zahlen  haben,  wenn  nach  unserem  Beispiel  der  Pensions- 
bezug '.spätestens  mit  Erreichung  des  60.  Lebensjahres,  vor- 
her bei  eintretender  Invalidität  beginnen  soll.  Hier  ist  sogar 
die  Teilinvalidität  ausgeschlossen,  d.  h.  wenn  eine  Schwe- 
ster ihre  Berufsarbeit  nicht  mehr  tun  kann,  so  erhält  sie  ihre 
volle  Invaliditätsrente  und  hat  dann  auch  keine  Prämien  mehr 
zu  zahlen.  Die  einzige  Einschränkung  ist  die,  daß  die  Rente 
nicht  über  800  M.  hinausgehen  kann.  Zurückgewährt  werden 
die  gezahlten  Prämien  zwar  nicht;  also,  wenn  die  Versicherte 
stirbt,  haben  die  Angehörigen  durch  ihre  Prämienzahlung  keine 
Versorgung,  wohl  aber  kann  die  Versicherte,  wenn  sie  sich 
verheiratet,  entweder  die  Versicherung  unter  den  allgemeinen 
Pensionsbedingungen  der  Gesellschaft,  aber  zu  dem  geringeren 
Prämiensatz  des  Sondervertrages  fortsetzen  oder  die  Ver- 
sicherung in  eine  prämienfreie  Versicherung  umwandeln  lassen. 
Außerdem  ist  aber  ausdrücklich  ausgemacht,  daß  wenn  eine 
Schwester  sich  verheiratet,  sie  auf  Wunsch  die  eingezahlten 
Prämien  abzüglich  20  Prozent  zurückerhalten  kann,  natürlich 
unter  Aufgabe  der  Versicherung.  Diese  Vorzugsbedingungen 
würde  aber  auch  die  A.-G.  Deutscher  Anker  in  neuen  Ver- 
trägen jetzt  nicht  mehr  gewähren  und  will  den  Sonderver- 
trag nach  seinem  Ablauf  nicht  wieder  erneuern;  bereits  jetzt 
sind  die  sonst  Krankenpflegerinnen  gewährten  Bedingungen  (Ta- 
rif PK)  nicht  mehr  so  günstig.  Die  Prämien  sind  hier  höher  — 
sie  betragen  in  dem  als  Beispiel  vorher  angegebenen  Falle  23,30 
(statt  20,50)  M.  — , und  die  Invaliditätsrente  wird  nicht  voll, 
sondern  nur  mit  mindestens  70°/o  des  versicherten  Betrages 
fällig,  wenn  die  Versicherte  zum  Krankenpflegeberufe  unfähig 
wird,  im  übrigen  . aber  noch  anderweitig  erwerbsfähig  ist. 
Bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit.wird  die  volle  versicherte  Rente 
gezahlt.  Im  übrigen  ist  es  eine  günstige  Bestimmung,  daß 
die  Zahlung  der  Prämien  bei  Stellenlosigkeit  oder  aus  irgend 
einem  anderen  Grunde  auf  die  Dauer  eines  Jahres  aufge- 
schoben werden  kann,  ohne  daß  der  Bestand  der  Versicherung 
darunter  leidet.  Aufgegebene  Versicherungen  werden  nach 
mindestens  3 jährigem  Bestehen  in  prämienfreie  Policen  um- 
gewandelt. Bei  Verehelichung  einer  Versicherten  werden,  falls 
sie  es  wünscht,  auch  hier  8Ö°/o  der  eingezahlten  Prämien 
baar  zurückgezahlt,  sofern  die  Versicherung  mindestens  3 Jahre 
bestanden  hat.  Auf  noch  günstigere  Bedingungen  konnte  sich 
die  Gesellschaft  verständlicherweise  nicht  einlassen,  wo  ihr 
nicht  der  Vorstand  einer  geschlossenen  Schwesternschaft,  wie 
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in  den  vorher  genannten  Fällen,  als  ausgleichende  Instanz 
zur  Seite  steht  Uebrigens  hat  sich  die  Pensionsversicherung 
von  Krankenpflegerinnen  vom  Standpunkte  der  Gesellschaft 
aus  als  gar  kein  bedenkliches  Risiko  erwiesen,  wie  man 
wohl  annehmen  möchte,  wohl  aber  die  überaus  heikle  Invali- 
ditätsversicherung von  Lehrerinnen. 

Leibrentenversicherung. 

In  den  bisher  genannten  Versicherungen  ist  die  Alters- 
und Invaliditätsversicherung  mit  einander  verbunden,  die  Ver- 
sicherten erhalten  also  von  dem  vereinbarten  Jahre  ab  die 
jährliche  Rente  als  Altersrente  ausgezahlt,  gleichgiltig,  ob 
sie  noch  arbeitsfähig  sind  oder  nicht,  erhalten  aber  auch 
schon  vorher,  wenn  sie  ihre  Arbeitsfähigkeit  durch  Invalidität 
verloren  haben,  die  versicherte  Rente.  Für  die  meisten  beruf- 
treibenden Frauen  wird  die  Mitversicherung  der  Invalidität  von 
größter  Bedeutung  sein  und  wenigstens  überall  da  als  notwendig 
empfunden  werden,  wo  nicht  ein  größeres  Kapital  die  Ver- 
sicherte im  Falle  der  Invalidität  vor  Not  schützt,  oder  wo 
nicht  der  Arbeitgeber  selbst  in  der  Lage  ist,  für  den  Invaliditäts- 
fall nennenswerte  Beihilfen  zu  gewähren. 

Aber  ohne  ärztliche  Untersuchung  ist  eine  Invaliditäts- 
versicherung fast  nur  bei  der  staatlichen  Alters-  und  Inva- 
liditätsversichenmg  möglich,  die  die  weitherzigste  Versiche- 
rungsform ist  und  dies  sein  kann,  weil  sie  zu  2/3  von  den 
Arbeitgebern  und  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler  des  Reichs 
getragen  wird;  aber  für  die  Ansprüche  und  Bedürfnisse  gebil- 
deter Frauen  reicht  sie  lange  nicht  aus.  Was  nun  aber,  wenn 
diese  arbeitenden  Frauen  nach  der  ärztlichen  Unter- 
suchung, die  zur  Aufnahme  in  die  Invaliditäts Versicherung 
notwendig  ist,  nicht  für  aufnahmefähig  befunden  werden? 
Dann  bleibt  vielleicht  der  Abschluß  einer  Versicherung  ohne 
ärztliche  Untersuchung  möglich,  den  die  A.-G.  Friedrich  Wil- 
helm unter  Festsetzung  einer  3 jährigen  Wartezeit  auch  bei 
Einzelversicherung  zuläßt,  aber  bei  vorangegangener  ungün- 
stiger ärztlicher  Untersuchung  schwerlich  gewähren  wird;  sonst 
bleibt,  so  viel  ich  sehe,  nur  eine  Versicherung  ohne  Verbindung 
mit  der  Invaliditätsversicherung  übrig. 

1.  Diese  „Leibrente  n“-  (blosse  Alters-)  Versicherung  bie- 
tet wenigstens  die  eine  Sicherheit,  daß  man  von  dem  voraus 
bestimmten  Jahre  an  eines  Kapitals  oder  des  jährlichen  Ren- 
tenbezuges sicher  ist,  bietet  aber,  wenn  die  Invalidität  früher 
eintreten  und  die  Versicherte  arbeitsunfähig  machen  sollte, 
keine  Sicherheit.  Das  ist  der  große  Mangel  dieser  Ver- 
sicherung. 

Die  unter  Lehrerinnenkreisen  bekannteste  Form  der  Alters- 
rentenversicherung ist  die  der  Allgem.  Deutschen  Pensions- 
anstalt für  Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  in  Berlin. 
Ein  (auch  durch  die  Möglichkeit  von  Unterstützungen  aus  Ne- 
benfonds nicht  auszugleichender)  Mangel  dieser  Allgemei- 
nen Deutschen  Pensionsanstalt  — übrigens  einer,  den  sie  mit 
allen  Rentenversicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit 
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teilt  *)  — ist  der,  daß  in  dem  Falle,  daß  die  tarif- 
mäßigen Beiträge  zur  Deckung  der  Versicherung  auf 
die  Dauer  nicht  ausreichen,  entweder  die  Beiträge  entspre- 
chend zu  erhöhen  sind,  oder  die  noch  nicht  fälligen  Renten 
einschließlich  derjenigen  der  bereits  vorhandenen  Renten- 
berechtigten entsprechend  gekürzt  werden  sollen;  es  wird 
den  Versicherten  also  nicht  unbedingt  die  Sicherheit  verbürgt, 
daß  sie  ihre  Renten  in  der  versicherten  Höhe  auch  wirklich 
erhalten.  Und  endlich  sind  die  Prämien  hier  nicht  nur  nicht  be- 
sonders billig,  sondern  umgekehrt  die  höchsten,  die  überhaupt 
von  den  mir  bekannten  deutschen  Rentenversicherungs- 
Anstalten  verlangt  werden.  \ 

Auf  unser  Beispiel  (jährliche  Prämie  beim  Eintrittsalter 
von  30  Jahren  für  eine  Rente  von  1000  M.,  zahlbar  nach  Voll- 
endung des  60.  Jahres)  angewandt,  ergibt  sich  nämlich  fol- 
gende Uebersicht  über  die  Höhe  der  Jahresprämien  bei  den 
verschiedenen  Gesellschaften : 

169  M.  bei  der  Frankfurter  Lebensversicherungsgesell- 
schaft, A.-G.,  in  Frankfurt  a.  M.  (Tabelle  R.  IV,;  soll  dem- 
nächst für  Frauen  erhöht  werden.) 

177  M.  Iduna  (auf  Gegenseitigkeit)  in  Halle  (Tabelle  X). 

181  M.  Preußische  Lebensversicherungs- Aktiengesellschaft, 
in  Berlin  (Tarif  XIV.) 

182  M.  Viktoria,  A.-G.,  in  Berlin  (Tarif  Via.) 

182  M.  Nürnberger  Lebens-Versicher.-Bank,  A.-G.,  i.  Nürnbg, 

187,95  M.  Arminia,  A.-G.,  in  München. 

(197,20  M.  Atlas,  A.-G.  in  Ludwigshafen,  Tarif  für  Frauen.**) 

*)  Das  gilt  aber  nicht  von  denjenigen  Versicherungsanstalten  auf 
Gegenseitigkeit,  wie  z.  B.  der  Preußische  Beamtenverein,  die  Iduna 
u.  a.,  die  die  Rentenversicherung  nur  als  Nebengeschäft  betreiben 
und  deshalb  !als  Mitglieder,  die  am  Geschäftsgewinn,  also  auch  am 
Geschäftsverlust  beteiligt  sind,  nur  die  Versicherten  der  Lebensver- 
sicherungsabteilung auf  nehmen,  die  auf  Rentenbezug  oder  Kapital- 
empfang abgeschlossenen  Versicherungen  aber,  um  die  es  sich  hier 
handelt,  als  selbständigen  Geschäftszweig  behandeln;  in  diesem  Falle 
ist  die  Renten-  und  Kapitalversicherung  bei  ihnen  mindestens  ebenso 
sicher  wie  bei  einer  Aktiengesellschaft,  da  für  die  etwaigen  Ver- 
luste der  Renten-  und  Kapitalabteilung  die  Gesellschaft  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen  haftet,  und  das  Vermögen  der  auf  Leben  ver- 
sicherten Gesellschaftsmitglieder  bei  jeder  etwas  älteren  Gesellschaft 
erheblich  größer  ist,  als  das  Aktienkapital  von  Aktiengesellschaften 
mit  ähnlichem  Geschäftsumfang.  — Anders  aber  ist  es  bei  den- 
jenigen Versicherungsanstalten,  die  nur  Rentenversicherung  be- 
treiben. Hier  treffen  etwaige  Verluste  die  Versicherten  slbst.  Die 
merkbare  Folge  davon  ist,  daß  bei  diesen  Anstalten  (Kaiser-Wil- 
helmspende — die  allerdings  in  dem  Stiftungsfonds  dieser  Stif- 
tung über  die  Einzahlungen  der  Versicherten  hinaus  einen  be- 
achtenswerten Reservefonds  besitzt  — , Preußische  Rentenversiche- 
rungsanstalt, Allgemeine  Deutsche  Pensionsanstalt  für  Lehrerinnen 
und  Erzieherinnen),  die  Prämien  durchgängig  erheblich  höher  sind, 
als  bei  den  anderen  Versicherungsanstalten.  Hier  gilt  das  oben 
Gesagte,  und  eben  damit  der  Fall  der  Rentenverringerung  oder 
der  Prämienerhöhung  möglichst  nicht  eintreten  kann,  werden  hier 
die  Prämien  so  hoch  angesetzt. 

**)  Die  Jahresprämie  von  197,20  M.  versteht  sich  für  die  auf- 
geschobene Leibrenten-Versicherung  mit  beliebigem  Beginn  des 
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197,50  M.  Janus,  A.-G.,  in  Hamburg  (Tabelle  XI.) 

202  M.  Teutonia,  A.-G.,  in  Leipzig  (Tabelle  II.  F.  für 
weibliche  Personen.) 

216  M.  Preußische  Rentenversicherungsanstalt  (auf  Gegen- 
seitigkeit) in  Berlin  (Tarif  18  für  weibliche  Personen)  und 
Allgemeine  Deutsche  Pensionsanstalt  für  Lehrerinnen  und  Er- 
zieherinnen (aut  Gegenseitigkeit)  in  Berlin.  (Tabelle  A.  Die 
Zahlungen  werden  vierteljährlich  geleistet  mit  je  54  M.) 

Rückzahlung  der  Prämien  für  den  Fall,  daß  die  Ver- 
sicherte vor  Eintritt  in  den  Genuß  der  Rente  stirbt,  ge- 
währen: der  Preußische  Beamtenverein  (auf  Gegensei- 
tigkeit) in  Hannover,  der  in  dem  als  Beispiel  ge- 

wählten Falle  nur  196  M.  jährliche  Prämie  verlangt  und  der, 
wenn  die  Versicherte  vor  Eintritt  in  den  Rentengenuß  stirbt, 
die  eingezahlten  Prämien  mit  Abzug  von  5 Prozent  zurück- 
gewährt; ferner  die  folgenden  Versicherungsanstalten,  für 
den  vorausgesetzten  Fall  (Eintrittsalter  von  30  Jahren,  Renten- 
bezug vom  vollendeten  60.  Jahre  ab  in  Höhe  von  1000  M. 
jährlich) : mit  einer  jährlichen  Prämie  von  215  M.  Viktoria,  A.-G., 
in  Berlin  (Tarif  VI.  A.)  mit  Rückgewähr  im  Falle  vorzeitigen 
Todes;  hier  werden  alle  eingezahlten  Prämien  ohne  jeden  Abzug 
zurückgewährt.  239,88  M.  Preußische  Rentenversicherungsan- 
stalt,  a.  G.  in  Berlin  (Tarif  19  für  weibliche  Personen)  mit  Rück- 
gewähr von  95%  der  eingezahlten  Prämien  ohne  Zinsen,  falls 
der  Tod  vor  Eintritt  in  den  Rentenbezug  eintritt. 
247,70  M.  die  Deutsche  Lebensversicherung^  - Gesellschaft 
A.-G.,  in  Lübeck,  die  bei  vorzeitiger  Aufgabe  der  Versiche- 
rung vor  Beginn  der  Altersrente  — also  nicht  bloß  im  Falle 
des  Todes,  sondern  auch  bei  jeder  beliebigen  freiwilligen  Auf- 
gabe — die  Prämien  mit  3 Prozent  Zinseszinsen  abzüglich 
einer  halben  Jahresprämie  in  jedem  Falle  zurückzahlt.  255  M. 
Friedrich  Wilhelm,  A.-G.,  in  Berlin  (Tarif  II.  b.  für  Frauen), 
die  nur  im  Falle  des  Todes  vor  Eintritt  in  den  Rentenbezug 
die  eingezahlten  vollen  Jahresprämien  nebst  3 Prozent  Zinses- 
zinsen unter  Abzug  einer  halben  Jahresrente,  bei  freiwilliger 
Aufgabe  der  Versicherung  dagegen  nur  90%  der  Prämien- 
reserve abzüglich  einer  halben  Jahresrente  zurückerstattet. 

Unserer  Ansicht  nach  wird  übrigens  — wie  wir  es  z.  B.  von 
der  Frankfurter  Lebensversicherung  tatsächlich  wissen  — jede 
Gesellschaft,  die  überhaupt  aufgeschobene  Rentenversiche- 
rungen abschließt  — selbstverständlich  gegen  eine  höhere 
Prämie  — die  Rückgewähr  der  Prämien  mit  oder  ohne  Zinsen 
mitversichern;  auf  direkte  Anfrage  würde  gewiß  darüber  jede 
gern  Auskunft  erteilen.  Daß  nur  verhältnismäßig  wenige  Ge- 
sellschaften diese  Versicherungsart  tarifieren,  hat  seinen 
Hauptgrund  darin,  daß  diese  Versicherungsart  verhältnis- 
mäßig selten  seitens  des  versicherungssuchenden  Publikums 

Rentenbezugs.  Wird  auf  den  beliebigen  Beginn  verzichtet  und, 
wie  dies  bei  den  hier  angegebenen  Versicherungen  der  anderen 
Gesellschaften  der  Fall  ist,  ein  fester  Bezugstermin  von  Anfang 
an  vereinbart,  so  würde  für  das  hier  angezogfme  Beispiel  die 
Versicherung  beim  Atlas  nur  177  M.  Jahresprämie  erfordern. 
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gewünscht  wird,  und  der  Grund  für  diese  Tatsache  ist  wieder 
der,  daß  der  Einschluß  der  Prämienrückgewähr  die  Renten- 
versicherung nicht  unwesentlich  verteuert,  so  daß  also  das 
Erträgnis  aus  dem  angelegten  Kapital  dadurch  beträchtlich 
herabgedrückt  wird.  Hierdurch  wird  aber  wieder  der  Zweck 
der  Leibrentenversicherung,  wenigstens  zum  Teil,  beeinträch- 
tigt, da  dieser  darin  besteht,  aus  einem  vorhandenen  oder 
durch  jährliche  Prämienzahlung  anzusammelnden  Kapital  1 e - 
b e n s 1 ä n g 1 i c h ein  unbedingt  sicheres,  möglichst  hohes 
Erträgnis  zu  erzielen  dadurch,  daß  der  Versicherte  den 
Genuß  des  Kapitalertrages  nur  bei  Lebzeiten  für  sich 
beansprucht,  für  den  Fall  des  Todes  aber  auf  alle  gemachten 
Einlagen  verzichtet.  Gerade  durch  diesen  Verzicht  aber 
ist  es  dem  Versicherungsinstitut  möglich,  mit  Hilfe  der  ihm 
anheimfallenden  Einlagen  der  frühzeitig  gestorbenen  Renten- 
versicherten die  Rentenbeträge,  die  an  die  Ueberlebenaen  ge- 
zahlt werden  müssen,  derartig  hoch  anzusetzen,  wie  sie  bei 
gewöhnlicher  Geldanlage  (Sparkasse  usw.)  nur  auf  eine  be- 
schränkte Reihe  von  Jahren  aus  dem  Einlagekapital  erzielt 
werden  könnten.  Sollen  nun  aber  beim  Tode  des  Versicherten 
vor  dem  Rentenbezug  die  Einlagen  zurückgewährt  werden, 
was  ja  einfach  den  Hinzu  tritt  einer  sog.  kurzen  Todes- 
fallversicherung über  die  Höhe  der  Einzahlungen  (mit  oder 
ohne  Zinsen)  bedeutet,  so  fällt  der  grade  durch  den  Aufschub 
des  Rentenbezugs  gewollte  Zweck  weg,  und  die  Rente  wird 
wesentlich  reduziert.  Aus  diesem  Grunde  raten  wir  im  all- 
gemeinen nicht  zu  Rentenversicherungen  mit  Prämienrückge- 
währ,  denn  die  Mehrausgabe  für  diese  Rückgewähr 
ist  umsonst  gemacht  worden,  falls  die  versicherte  Person 
auch  nur  eine  Rente  bezogen  hat,  während  sie  für  die  alleinstehende 
Rentnerin  zur  Erhöhung  ihrer  Rente  hätte  benutzt  werden  können. 

Eine  ähnliche  Einrichtung  hat  auch  die  Allgemeine 
Deutsche  Pensionsanstalt  für  Lehrerinnen  und  Erzieherinnen 
in  Berlin  in  ihrer  Sparabteilung.  Hier  werden  95  Prozent 
der  gezahlten  Beiträge  nebst  (voraussichtlich  3ya°/o)  Zinsen 
und  Zinseszinsen  zurückgezahlt,  weiin  die  Versicherte  stirbt, 
ehe  sie  in  den  Genuß  ihrer  Pension  getreten  ist,  und  auf 
Antrag,  wenn  die  Versicherte  sich  verheiratet  oder  eine  pen- 
sionsberechtigte Stellung  erhalten  hat.  Die  Rückzahlung  ist 
also  keine  so  weitherzige,  wie  bei  der  Deutschen  Lebens-Ver- 
sicherungsgesellschaft in  Lübeck,  da  die  Rückzahlung  nur 
für  die  genannten  Fälle  gewährt  wird,  nicht  wie  bei  jener 
Gesellschaft  unter  allen  Umständen,  und  zugleich  ist  diese 
Versicherung  die  teuerste,  denn  sie  kostet  in  dem  als  Beispiel 
gewählten  Falle  vierteljährlich  66,50  M.,  also  im  Jahr  266  M. 

Der  Deutsche  Anker  in  Berlin  bietet  auch  auf  diesem 
Gebiet  besonders  günstige  Bedingungen  (Tarif  P V.);  nur 
beginnt  der  Rentenbezug  hier  bereits  nach  Vollendung  des 
55.  Lebensjahres,  wodurch  die  Prämien  höher  werden.  Wird 
die  Versicherte  vorher  invalide,  so  werden  ihr  auf  Verlangen 
unter  Aufhebung  der  Versicherung  die  gesamten  bar  ein- 
gezahlten Prämien  mit  3%  Zinseszinsen,  jedoch  abzüglich  5 o/o 
der  Verwaltungskosten  zurück  erstattet.  Die  gleiche  Rücker- 

2* 
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stattung  wird  gewährt,  wenn  die  Versicherte  nach  dreijährigem 
Bestehen  der  Versicherung  vor  Beginn  des  Rentenbezugs 
stirbt.  Die  jährliche  Prämie,  zahlbar  bis  zur  Vollendung  des 
55.  Lebensjahres,  beträgt  hier  für  100  M.  Rente  34,70  M. 
(bei  der  Deutschen  Lebensversicherungsgesellschaft  in  Lübeck 
36,50  M,  und  bei  der  Allgemeinen  Deutschen  Pensionsanstalt 
für  Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  40,40  M.). 

Den  Vorzug  der  größten  Einfachheit  hat  die  Lebensver- 
sichemngs-Aktien-Gesellschaft  Atlas  in  Ludwigshafen  (Tarif 
für  Frauen.)  Hier  ist  nicht  von  vornherein  ein  bestimmter  Termin 
für  den  Beginn  der  Rentenzahlung  festgesetzt,  sondern  die 
Versicherte  kann  jederzeit  bestimmen,  von  wann  an  sie  in 
den  Rentengenuß  eintreten  will,  und  entnimmt  aus  den  Ta- 
bellen sofort,  wie  hoch  die  jährliche  Rente  sein  würde,  die 
sie  in  jedem  beliebigen  Jahre  einerseits  der  Prämienzahlung, 
andererseits  des  Lebensalters  erhalten  würde.  Es  ist  wohl 
zu  erwarten,  daß  diese  durchsichtigste  und  einfachste  Form 
der  Rentenversicherung  für  die  Versicherung  aufgeschobener 
lebenslänglicher  Leibrenten  bald  die  allgemein  herrschende  wer- 
den wird,  denn  ihre  Handlichkeit  empfiehlt  sie  vor  der  sonst 
üblichen.  Bisher  aber  scheint  sie  — abgesehen  von  der  gleich 
zu  erwähnenden  Altersrente  mit  unbestimmtem  Aufschub  der 
Preußischen  Renten- Versicherungsanstalt  — noch  von  keiner 
anderen  Versicherungsanstalt  eingeführt  zu  sein51)  Auch  die 
Höhe  der  Renten  .ist  beim  Atlas  nicht  ungünstig,  wenigstens 
wenn  man  bedenkt,  daß  für  Frauen  besondere  Prämiensätze 
gelten,  die  selbstverständlich  höher  sind  als  die  für  Männer.  Unter 
Berücksichtigung  dieses  Umstandes  ist,  wie  die  Tabelle  zeigt, 
diese  Versicherung,  mit  den  anderen  auf  Frauenversicherung  be- 
schränkten Veranstaltungen  verglichen,  sogar  die  billigste.  Eine 
30-jährige,  die  jährlich  100  M.  Prämie  zahlt,  würde  danach 


*)  Diese  Besonderheit  der  aufgeschobenen  Rentenversicherung 
des  „Atlas“  ist  aber  wohl  eine  Einrichtung,  die  schon  jetzt  ver- 
mutlich nicht  nur  auf  besonderen  Antrag  von  jeder  Gesellschaft 
gewährt  werden  würde,  sondern  die  sogar  selbständig  von  jedem 
Kentenversicherten  durchgeführt  werden  kann.  Die  Sache  ist  ein- 
fach die,  daß  eine  sofort  beginnende  Rentenversicherung,  sagen 
wir  mit  ganzjährlich  erfolgendem  Rentenbezug,  abgeschlossen  wird. 
Dann  ergibt  sich  für  die  erste  Einlage  (Prämie)  unter  Zugrunde- 
legung des  in  Betracht  kommenden  Eintrittsalters  eine  bestimmte 
Rente.  Nach  einem  Jahr  erfolgt  eine  zweite  Einlage  (Prämie), 
und  es  wird  die  erste  Rente  fällig,  die  aber  noch  nicht  abge- 
hoben wird.  Die  neue  Einlage  und  die  Renten  werden  dann  als 
einmalige  Prämie  für  das  erreichte  Alter  betrachtet  und  liefern 
eine  sofort  beginnende  kleinere,  zweite  Rente,  die  aus  dem  Tarif 
für  sofort  beginnende  Renten  sich  berechnet.  Soll  jetzt  der  Renten- 
bezug noch  nicht  beginnen,  so  kann  obige  Rechnung  weitergeführt 
werden,  und  die  neuen  Einlagen  sowie  die  nicht  abgehobenen  Renten 
liefern,  zu  dem  jeweiligen  Alter  als  einmalige  Einlagen  betrachtet, 
weitere  Rentenerhöhungen  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  die  Ein- 
lagen aufhören  und  der  Rentenbezug  beginnen  soll.  Diese  Art 
der  aufgeschobenen  Rentenversicherung  ist  also  an  sich  keines- 
wegs eine  Besonderheit  einer  einzelnen  Versicherungsgesell- 
schaft sondern  jeder  Rentenversicherte  kann  durch  eine  neue 
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im  60.  Lebensjahr  507,04  M.  erhalten,  (d.  h.  für  1000  M. 
Rente  beträgt  die  jährliche  Prämie  197,20  M.).  Fühlt  die 
Versicherte  sich  im  Alter  von  60  Jahren  noch  voll  leistungs- 
fähig, so  daß  sie  ihren  Beruf  noch  ungestört  fortführen  kann 
und  einer  Rente  noch  nicht  bedarf,  so  kann  sie  ruhig  weiter 
arbeiten,  bis  sie  den  Zeitpunkt  für  gekommen  erachtet,  daß 
sie  mit  Prämienzahlungen  aufhört  und  in  den  Rentengenuß 
eintritt.  Sie  würde  dann  z.  B.  im  Alter  von  65  Jahren  834, 19  M. 
jährliche  Rente  erhalten.  Umgekehrt,  wenn  sie  schon  früher 
in  den  Rentengenuß  eintreten  will,  z.  B.  im  45.  Lebensjahre 
nur  121,26  M.,  im  35.  gar  nur  28,44  M.  für  je  100  M.  jährlicher 
Prämienzahlung.  Ein  weiterer  Vorzug  dieser  Beamtenversiche- 
rung des  Atlas  ist  der,  daß  die  Versicherte  nicht  genötigt  ist, 
die  bei  Abschluß  der  Versicherung  in  Aussicht  genommene 
Prämie  während  der  ganzen  Dauer  der  Versicherung  zu  zahlen. 
Die  Versicherte  kann,  wenn  sich  ihre  Verhältnisse  im  Laufe 
der  Jahre  geändert  haben,  entweder  höhere  oder  geringere 
Einlagen  machen,  oder  gegebenenfalls  auch  mit  der  Prämien- 
zahlung aussetzen  oder  ganz  aufhören.  Die  Versicherung  läuft 
in  dem  Falle  doch  weiter;  nur  wird  bei  dem  beliebig  zu 
bestimmenden  Rentenbezugstermin  eine  entsprechend  höhere 
oder  niedrigere  Rente  ausgezahlt. 

Von  derartigen  Versicherungsgelegenheiten  sei  noch  beson- 
ders die  von  der  (im  übrigen  wegen  ihrer  hohen  Prämien 
wenig  günstigen)  Kaiser-Wilhelm-Spende  in  Ber- 
lin gebotene  Altersversicherung  erwähnt.  Liier  wird 
jede  einzelne  Zahlung  von  5 M.  ails  eine  besondere  Versiche- 
rung behandelt,  die  je  nach  Wahl  mit  oder  ohne  Rückgewähr 
im  Falle  früheren  Todes,  auf  Rente  oder  Kapital,  vom  56. 
Lebensjahre  an  oder  später  zahlbar,  eingegangen  werden  kann. 
Der  Vorteil  bei  dieser  Versicherung  ist  der,  daß  sie  nicht 
zu  regelmäßiger  Prämienzahlung  nötigt,  sondern  gestattet,  jede 
entbehrlichen  5 M.,  statt  sie  auf  einer  Sparkasse  einzuzahlen, 
für  die  Altersversorgung  zu  verwenden.  Aber  aus  psycholo- 
gischen Gründen  wird  sie  eben  deshalb  im  allgemeinen  nur  als 
Hilfsversicherung  in  Betracht  kommen,  wemgsiens  bei  Per- 
sonen, die  wie  Lehrerinnen  ein  regelmäßiges  Einkommen 
haben.  Denn  der  regelmäßige  Abzug  der  Prämien  vom  Gehalt 
bietet  hier  einen  segensreichen  Sparzwang,  der  für  eine  grund- 
legende Versicherung  kaum  zu  entbehren  ist.  Die  Prämien 
sind  übrigens  vergleichsweise  recht  hohe.  Um  nach  30  Jahren 
eine  Rente  von  1000  M.  zu  erhalten,  muß  die  30  jährige 
anfänglich  jährlich  sogar  250  M.  — also  mehr  als  selbst 
bei  der  Allg.  Deutschen  Pensionsanstalt  für  Lehrerinnen  und 


Einlage  bezw.  durch  Stehenlassen  der  fällig  werdenden  Rentenbe- 
träge bis  zu  irgend  einem  Zeitpunkt  seine  Rente  erhöhen.  Die 
Bestimmung  dieses  Zeitpunkts  steht  hierbei  ganz  in  dem  Be- 
lieben des  Versicherten,  und  es  ist  durchaus  nicht  erforderlich, 
daß  bei  Versicherungsabschluß  irgend  welche  Abmachungen 
zwischen  den  Kontrahenten  getroffen  werden.  Aber  natürlich  ist 
die  Form,  in  der  bisher  allein  der  „Atlas“  diese  Versicherung 
abschließt  — gleich  für  den  Gebrauch  fertig  — für  den  Versicherten 
ungleich  handlicher  als  dieses  Vorgehen. 
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Erzieherinnen  — zahlen,  und  auch,  wenn  vom  5.  Jahr  der 
Versicherungsdauer  ab  nur  200  M.  jährlich  zu  zahlen  sind, 
bleibt  die  Versicherung  bei  der  Kaiser  Wilhelms-Spende  immer 
noch  die  drittteuerste.  Die  gleiche  Einrichtung  wie  die  Kaiser- 
Wilhelmspende  hat  übrigens  die  Allgemeine  Rentenanstalt  in 
Stuttgart  (auf  Gegenseitigkeit)  in  ihrem  Tarif  I<.  A.  II.  und 
K.  B.  II.  für  weibliche  Personen. 

Auch  die  Preußische  Renten-Versicherungs- 
Anstalt  in  Berlin  (a.  G.)  bedarf  hier  besonderer  Erwähnung, 
weil  sie  die  sehr  beachtenswerte  neue  Form  einer  Versicherung 
von  Altersrenten  mit  unbestimmtem  Aufschub 
herausgearbeitet  hat,  welche  die  Vorteile  des  Sparens  und 
Versicherns  mit  einander  vereinigt.  Dies  kommt  darin  zum 
Ausdruck,  daß  auch  hier  für  die  Versicherung  nach  der  ersten 
Einzahlung  jederzeit  Nachzahlungen  zur  Erhöhung  der  Rente 
geleistet  werden  können,  ohne  daß  eine  Verpflichtung  dazu 
besteht,  und  daß  ferner  die  Rückgewähr  der  eingezahlten 
Beträge  abzüglich  5 o/o  schon  bei  Lebzeiten  des  Versicherten  ver- 
langt werden  kann,  ohne  daß  die  Versicherung  dadurch  erlischt. 
Bei  solcher  Einrichtung  sind  diese  Versicherungen,  in  den 
verschiedensten  Lebenslagen  nützlich.  Sie  können  ebensowohl 
zur  Versorgung  des  Versicherungsnehmers  selbst  als  auch 
anderer  Personen  verwendet  werden  und  bilden  so.  z,  B.  eine 
empfehlenswerte  Art  von  Paten-,  Geburtstags-  und  Weihnachts- 
geschenken. Je  frühzeitiger  'mit  den  Einladungen  begonnen  wird, 
und  je  später  Rückgewähr  und  Rente  in  Anspruch  genommen 
werden,  desto  höher  ist  natürlich  der  Jahresbetrag  der  Rente. 

Wir  geben  zwei  Beispiele: 

Ein  Großvater  zahlt  für  seine  Enkelin  Bald  nach  deren  Ge- 
burt 200  M.  ein;  am  Schlüsse  des  ersten  Lebensjahres  kom- 
men an  Patengeschenken  300  M.  hinzu;  im  fünften  Lebens- 
jahre des  Kindes  beschließt  der  Vater,  die  Einzahlungen  fort- 
zusetzen, und  zahlt  im  5.  bis  15.  Lebensjahre  je  200  M.  und 
im  16.  bis  21.  Lebensjahre  noch  je  100  M.  für  seine  Toch- 
ter ein,  so  daß  die  Gesamteinzahlung  3300  M.  beträgt.  Die 
Versicherte  heiratet  im  23.  Lebensjahre  und  hebt  zur  Beschaf- 
fung der  Aussteuer  bei  Beginn  dieses  Jahres  die  ganze  Rückgewähr 
(3135  M.)  ab.  Gleichwohl  bleibt  sie  mit  einer  Rente  versichert,  deren 
Jahresbetrag  sich,  je  nachdem  die  erste  Zahlung  nach  Vollendung 
d.  Alters  45  , 50,  55,  60  65,  70  erfolgt, 

auf  M 251,20,  338,85,  472,00,  688,00,  1069,80,  1828,65  beläuft, 

Eine  Lehrerin  zahlt  in  jedem  Lebensjahre  vom  25.  einschl. 
bis  50.  einschl.  100  M.,  zusammen  also  2600  M.,  ein.  Die  Rück- 
gewähr der  ersten  600  M.  will  sie  sich  als  Notgroschen  er- 
halten; auf  die  Rückgewähr  der  im  31.  bis  50.  Lebensjahre 
gezahlten  Beträge  dagegen  verzichtet  sie  gleich  bei  der  Ein- 
zahlung. Sie  erhält  alsdann  an  Rente,  je  nachdem  diese  zum 
ersten  Male  nach  Vollendung 

des  Alters  50,  55,  60,  65,  70  gezahlt  wird 

jährlich  M.  250,45,  348,85,  508,50,  790,70,  1351,55"  und  behält 
dabei  immer  noch  den  Anspruch  auf  die  Rückgewähr  für  600  M, 
(in  Höhe  von  570  M.) 


) 


23 


2.  Wir  haben  im  Vorstehenden  nur  die  Versicherung  einer 
sogenannten  „aufgeschobenen  Leibrente“  berücksich- 
tigt, bei  welcher  durch  jährliche  Prämienzahlungen  allmählich 
ein  Kapital  herangespart  wird,  aus  dem  die  Versicherungsge- 
sellschaft dann  zeitlebens  eine  Rente  bezahlt  — mit  oder  ohne 
Rückgewähr  der  eingezahlten  Prämien  im  Falle  des  Todes 
vordem  Eintritt  in  den  Rentenbezug.  Im  allgemeinen  würde 
nur  diese  Form  der  Versicherung  für  berufstätige  Frauen 
in  Frage  kommen. 

Neben  dieser  Versicherung  aufgeschbbener  Leiorenten  mit 
jährlicher  Prämienzahlung  gibt  es  aber  noch  zwei  andere  For- 
men, die  erwähnt  werden  müssen,  da  sie  im  einen  oder  an- 
dern Falle'  doch  in  Betracht  kommen  können.  Das  sind: 

a.  Die  Versicherung  einer  aufgeschobenen  Leibrente  mit 
nur  einmaliger  Prämienzahlung,  und 

b.  die  Versicherung  einer  sofortigen  Leibrente  (mit 
ebenfalls  nur  einmaliger  Prämienzahlung). 

ln  beiden  Fällen  dient  zur  Rentenversicherung,  wie  man 
sieht,  eine  einmalige  Zahlung.  Diese  Versicherungsformen 
können  also  nur  da  in  Betracht  kommen,  wo  ein  Kapital  vor- 
handen ist,  das  nicht  bei  der  Sparkasse  eingezahlt  oder  sonst- 
wie angelegt  werden  soll,  sondern  das  von  vornherein  zur 
lebenslänglichen  Versorgung  durch  jährliche  Rentenzahlungen 
von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  an  bestimmt  werden  kann. 
Für  gewisse  Fälle  sind  das  sehr  zweckmäßige  Formen.  Ein 
Vater  z.  B.  hat  zu  den  wirtschaftlichen  Fähigkeiten  und  Tugen- 
den seines  künftigen  Schwiegersohnes  ein  geringes  Zutrauen, 
möchte  aber  seiner  Tochter  bei  der  von  dieser  gewünschten 
ehelichen  Verbindung  nicht  im  Wege  sein,  sie  indessen  für 
alle  Fälle  vor  der  Not  bewahren,  welche  er  voraussieht,  wenn 
er  ihr  das  für  sie  bestimmte  Kapital,  das  nach  seiner 
Befürchtung  der  Schwiegersohn  doch  nur  verwirtschaften  würde, 
als  Kapital  in  die  Hände  gäbe.  Er  zahlt  deshalb  das  Ka- 
pital bei  einer  Rentenversicherungsanstalt  ein  und  sichert  da- 
durch seiner  Tochter  für  alle  Fälle  ein  regelmäßiges  Jahres- 
einkommen. (Bei  der  Victoria  z.  B.  wäre  für  eine  25  jährige 
ein  Kapital  von  62010  M.  einzuzahlen,  wenn  die  Versicherte  jähr- 
lich so  lange  sie  lebt,  eine  Rente  von  3000  M.  erhalten  soll.)  Für 
die  Kinder  wäre  dann  freilich  das  Kapital  verloren,  Oder  je- 
mand will  seinem  Taufpaten  ein  Geschenk  machen,  durch 
das  dieser  noch  in  seinem  Alter  an  ihn  erinnert  wird;  er 
zahlt  deshalb  ein  paar  hundert  Mark  für  den  Täufling  ein, 
die  diesem,  wenn  er  z.  B.  60  Jahre  alt  wird,  von  da  ab  jähr- 
lich ein  paar  hundert  Mark  als  lebenslängliche  Rente  sichern. 

In  unserm  Falle,  wo  es  sich  um  die  Altersversorgung 
berufstätiger  Frauen  handelt,  kommt  diese  Versicherungs- 
form nur  dann  in  Frage,  wenn  die  zu  Versichernde  ein  Ka- 
pital in  Händen  hat,  das  sie  anderweitig  nicht  braucht,  und 
das  sie  deshalb  zu  ihrer  Altersversicherung  verwenden  will. 
Für  diese  Fälle  gebe  ich  im  nachfolgenden  2 Tabellen  über  die 
mir  vorliegenden  Tarife  deutscher  Versicherungsanstalten,  die 
zwar  auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch  machen,  aber  doch 
einen  ausreichenden  Anhalt  gewähren. 


v 
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1.  Als  einmalige  Kapitalseinzahlung  (Prämie)  verlangen 
von  einer  Dreißigjährigen,  die  nach  vollendetem  60.  Lebens- 
jahre einen  lebenslänglichen  Rentenbezug  von  jährlich  1000  M. 
sich  sichern  will, 


M. 

Iduna,  a.  G.  in  Halle 2858 

Victoria,  A.-G..  in  Berlin  (Tarif  Via.) 3010 

Preuss.  Lebensversicherung  A.-G.,  in  Berlin 

(Tarif  XIV,  I)  . , , . . . . 3117 

Nürnberger  Lebensversicherungsbank,  A.-G.  in  Nürn- 
berg (Tab.  8a) 3152,50 

Teutonia,  A.-G.,  in  Leipzig  (Tarif  II  F.)  . , . . . 3419 

Preuss.  Beamtenverein  a.  G.,  in  Hannover  (Tarif  VI.)  3439*) 

Janus,  A.-G.,  in  Hamburg  (Tab.  XI.) 3476,30**) 

Preuss.  Rentenversicherungsanstalt  (a.  G.)  in  Berlin 

(Tarif  16.)  . . 3836,40***) 


Allg.  Deutsche  Pensionsanstalt  für  Lehrerinnen  und 

Erzieherinnen  (a.  G.)  in  Berlin,  (Abt.  I,  Tab.  B.)  3840*) 
Allg.  Rentenanstalt  (a.  G.)  in  Stuttgart,  (Tabelle  B 6 IV.)  3950 
Kaiser  Wilhelm  Spende,  (a.  G.)  in  Berlin,  (Tarif  VA)  4000 


2.  Eine  sofort  beginnende  jährliche  Leibrente  für  eine  60  jährige 


erfordert  bei  j 
einer  Jahres- 
rente von 
1000  M.  eine 
einmalige 
Kapital  s- 
zahlung  von  | 


bei  der  Gesellschaft 

Iduna,  (a.  G.)  in  Halle  ......... 

Frankfurter  Lebensversicherungsgesellschaft 

A.-G.,  in  Frankfurt  a.  M 10717 

Victoria,  A.-G.,  in  Berlin 11060 

Preuss.  Beamtenverein,  (a.  G.)  in  Hannover  . 11132 
Preuss.  Lebensversicherungs-A  -G.,  in  Berlin  . 
Nürnberger  Lebensversicherungsbank,  A.-G.,  . 11099,50 
Providentia,  A.-G.,  in  Frankfurt  a.  M.  . . . 11409 

Nordstern  (A.-G.)  in  Berlin 

Atlas  (A.-G.)  in  Ludwigshafen 11851 

Teutonia  (A.-G.)  in  Leipzig 11933 

Allg.  Rentenanstalt  (a.  G.)  in  Stuttgart  . . . 

Friedrich  Wilhelm  (A.-G.)  in  Berlin  ....  12315 

Thuringia  (A.-G.)  in  Erfurt 12647,30 

Concordia  (A.-G-)  in  Cöln 12679 

Preuss.  Rentenversicherungsanstalt  (a.  G.)  in 

Berlin  12679,20 


hat  bei 
einmali- 
ger Ka- 
pitals- 
zahlung 
von  1000 
Mark  die 
Höhe von 
jährlich 

95.10 

93.30 
90,42 

90.30 

90.10 
87.65 
86 

84,38 

83,80 

82 

81,20 

79,07 

78,87 

78,84 


*)  In  Vierteljahrsraten  zahlbar. 

**)  Halbjährlich  postnumerando  zahlbar. 

***)  Halbjährlich  im  voraus  zahlbar.  Bis  ein  halbes  Jahr  vor  der 
Fälligkeit  hat  die  Versicherte  das  Recht,  zwischen  Kapital  und  Rente 
z.i  wählen. 
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Kapitalversidierung. 

Vielfach  hat  man  gegen  die  Rentenversicherung  sowohl 
in  der  Form  der  Pensionsversicherung  (also  Altersversicherung 
und  Invaliditätsrenten  verbunden)  wie  gegen  die  Leibrenten- 
versicherung auszusetzen,  daß  man  durch  solche  Versicherung 
zwar  sich  lebenslänglich  eine  bestimmte  Rente  sichert,  daß 
doch  aber  die  eingezahlten  Prämien  im  Falle  des  früher  ein- 
tretenden Todes  verloren  seien.  Das  ist  nur  teilweise  richtig, 
da,  wie  wir  gesehen  haben,  verschiedene  Versicherungsan- 
anstalten  auch  die  Rückgewähr  der  Prämien  einschließen, 
falls  der  Versicherte  vor  Eintritt  in  den  Genuß  der  Rente 
stirbt.  Richtig  dagegen  ist  der  Einwand,  daß  man  durch  solche 
Versicherung  nur  einen  Rentengenuß,  nicht  ein  bestimmtes 
Kapital  sich  sichert;  das  Letztere,  so  nimmt  man  an,  sei 
vorzuziehen.  Man  mache  sich  aber  klar,  worin  der  Vorzug 
des  Kapitals  besteht.  Es  ist  dann  vorzuziehen,  wenn  man 
etwa  für  Angehörige  ein  Kapital  zu  beschaffen  nötig  hat, 
was  dann  aber  doch  aus  dem  Rahmen  der  eigenen  Alters- 
versicherung herausfällt.  Die  Kapitalversicherung  wäre  also  hier 
überhaupt  nicht  weiter  zu  berücksichtigen,  wenn  nicht 
die  beruftreibende  Frau,  wenigstens  in  den  jungen 
Jahren,  wohl  immer  mit  der  Möglichkeit  späterer  Ver- 
heiratung rechnen  würde,  für  die  sie  zur  Aussteuerbeschaffüng 
sich  ein  Kapital  sichern  möchte;  aber  gerade  hierfür  ist  die 
Kapitalversicherung  kaum  geeignet,  da  der  Zeitpunkt  einer 
etwaigen  Verheiratung  nicht  vorausgesagt  werden  kann.  So 
bleibt  noch  der  Fall  zu  berücksichtigen,  daß  man  ein  Kapital 
braucht,  um  mit  diesem  noch  selbst  irgend  ein  Unternehmen 
anzufangen.  So  mag  eine  Lehrerin,  die  Jahre  lang  in  einem  Pen- 
sionat als  Angestellte  beschäftigt  gewesen  ist,  den  Wunsch  haben, 
in  gereifterem  Alter  selbst  ein  Pensionat  zu  eröffnen,  und 
möchte  dazu  sich  ein  Kapital  sichern,  das  ihr  in  diesem 
Falle  natürlich  wichtiger  ist,  als  eine  jahresrente.  Aber  wer 
erst  55—60  Jahre  alt  geworden  ist  und  dann  in  den  Besitz  eines 
solchen  Kapitals  tritt,  das  ihm  eine  eigene  Anstalt  zu  er- 
richten ermöglicht,  wird  in  diesem  Lebensalter  kaum  mehr 
die  Frische  und  den  Wagemut  haben,  ein  solches  Unternehmen, 
das  doch  erst  mit  Jahren  des  Verlustes  rechnen  muß,  noch 
zu  eröffnen.  Und  schon  wenn  das  Kapital  im  Alter  von 
50  Jahren^  fällig  sein  sollte,  würde  die  jährlich  zu  bezahlende 
Prämie  eine  so  bedeutende  sein,  daß  man  in  den  meisten 
Fällen  sie  nicht  erschwingen  kann.  Im  allgemeinen  wird 
es  wohl  auch  nur  ein  bloßes  Gefühl,  das  nicht  auf  Be- 
richnung  sich  stützt,  sein,  aus  dem  heraus  viele  meinen,  mit 
einem  Kapital,  sagen  wir  von  10  000  M.  wäre  ihnen  im 
Alter,  sagen  wir  von  60  Jahren,  mehr  gedient,  als  mit  einer 
Rente  von  1000  M.  jährlich.  In  Wirklichkeit  ist  das  aber  nicht 
so.  Will  man  nämlich  von  seinen  Zinsen  leben,  so  wird  man 
im  allgemeinen  schwerlich  über  4 % vom  Kapital  erzielen  können, 
wenn  anders  das  Kapital  sicher  sein  soll.  Man  würde  also 
von  einem  Kapital  von  10  000  M.  nur  auf  400  M.  jährliche 
Zinsen  rechnen  können.  Wer  höhere  Verzinsung  will,  muß  eine 


Versicherung  wählen.  Möchte  man  sich  aber  die  Freiheit 
behalten,  erst  bei  Eintritt  in  den  Genuß  der  versicherten 
Summe  zu  bestimmen,  ob  inan  lieber  Kapital  oder  Rente 
haben  will,  und  versichert  deshalb  zunächst  lieber  ein  Kapital 
in  der  Meinung,  daß  man  das  versicherte  Kapital,  wenn 
es  einem  seinerzeit  geeignet  erscheint,  ja  noch  immer  unter 
gleich  günstigen  Bedingungen  zur  Einzahlung  bei  einer  Leib- 
rentenversicherung benutzen  kann,  so  täuscht  man  sich,  denn 
die  Renten  eines  erst  im  Alter  eingezahlten  Kapitals  sind 
durchaus  keine  hohen. 

Es  ist  allerdings  erstaunlich,  wie  sehr  die  verschiedenen 
Versicherungsanstalten  hier  in  ihren  Leistungen  sich  unter- 
scheiden. Die  Preußische  Rentenversicherungsanstalt  in  Berlin 
gewährt  für  eine  im  60.  Jahre  eingezahlte  Summe  von  10  000 
Mark  an  Frauen  nur  eine  Jahresrente  von  788,40  M.  und  die 
Concordia  in  Cöln  eine  Jahresrente  von  788,71  M. 
Die  anderen  Versicherungen  sind  im  gleichen  Falle 
günstiger,  denn  bei  Einzahlung  eines  Kapitals  von 

10  000  M.  durch  eine  60  jährige  gewähren  dieser  eine 
Rente  von:  812  M.  die  Aktiengesellschaft  Friedrich  Wilhelm 
in  Berlin  (Tabelle  I.  für  Frauen.);  820  M.  die  Allgemeine 
Rentenanstalt  in  Stuttgart.  (Tabelle  B.  b.  IV.  für  weibl.  Pers.); 
838  M.  die  Teutonia  A.-G.  in  Leipzig  (Tabelle  I.  F.  für 
Frauen) ; 840  M.  die  Kaiser  Wilhelm-Spende  (für  weibliche 
Personen);  843,80  M.  der  Atlas  A.-G.  in  Ludwigshafen  (Ren- 
tenversicherung für  Frauen);  849  M.  die  Providentia  A.-G.  in 
Frankfurt  a.  M.  (Tabelle  VIII);  860  M.  der  Nordstern  A.-G. 
in  Berlin  (Tabelle  XII.  F.  für  Frauen.);  893  M.  der  Preußische 
Beamtenverein  (auf  Gegenseitigkeit)  in  Hannover.  (Tabelle 
V.);  901  M.  die  Nürnberger  Lebensversicherungs-Bank  in 
Nürnberg,  A.-G.  (Tabelle  VI.);  903  M.  die  Preußische  Lebens- 
versicherungs-Aktiengesellschaft in  Berlin;  904,20  M.  die  Vik- 
toria A.-G.  in  Berlin  (Tabelle  VI.);  933  M.  die  Frankfurter 
Lebensversicherungsgesellschaft  A.-G.  in  Frankfurt  a.  M. ; 951 
Mark  die  Iduna  (auf  Gegenseitigkeit)  in  Halle  (Tabelle  VlII). 

Für  diejenigen  also,  die  nicht  für  andere  Angehörige  zu 
sorgen  haben,  empfiehlt  sich  meiner  Meinung  nach  mehr  die 
Alters-  als  die  Kapital  Versicherung.  Doch  will  ich  nicht  unter- 
lassen, im  folgenden  eine  Uebersicht  der  mir  bekannt  geworde- 
nen Versicherungsbedingungen  der  deutschen  Versicherungsge- 
sellschaften mitzuteilen. 

Kapitalversicherung  besteht  in  dem  allmählichen  Heran- 
sparen eines  Kapitals,  das  an  einem  im  voraus  bestimmten 
Zeitpunkte  in  einer  im  voraus  bestimmten  Höhe  vorhanden 
sein  soll.  Wir  nehmen  als  Beispiel  im  Anschluß  an  unser 
bisheriges  Beispiel  eine  30  jährige  Dauer  der  Prämienzahlung. 
Eine  30  jährige  Lehrerin  also  zahlt  30  Jahre  lang  eine  be- 
stimmte Prämie,  um  dann  nach  Vollendung  des  60.  Lebensjahres 
ein  Kapital  von  10  000  M.  zu  erhalten.  Die  Prämie  beträgt  dann 
160  M.  bei  der  Iduna  (auf  Gegenseitigkeit)  in  Halle  (Tab.  Vb.) 
ohne  Rückgewähr;  stirbt  also  die  Versicherte  vor  Erreichung 
des  60.  Lebensjahres,  so  sind  in  diesem  Falle  die  eingezahlten 
Prämien  verloren.  180,50  M.  beim  Nordstern  A.-G.  in  Berlin 
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(Tabelle  IX  c)  mit  Rückgewähr  von  Prämien  und  Zinsen  von 
31/2%  unter  Abzug  von  11/4%  der  Versicherungssumme  im 
Falle  früheren  Todes;  186  M.  bei  der  Iduna  (auf  Gegenseitigkeit) 
in  Halle  (Tab.  VI.  B.)  unter  Rückgewähr  der  Prämien  ohne 
Zinsen  im  Falle  des  früheren  Todes  nach  Abzug  von  1 V2 0/b  der 
versicherten  Summe;  195,50  M.  beim  Preuß.  Beamtenverein 
(a.  G.)  in  Hannover  (Tarif  IV),  unter  Rückzahlung  der  vollen 
eingezahlten  Prämien  mit  3x/4  °/°  Zinseszinsen  ohne  Abzug 
im  Todesfall,  mit  4 °f°  Abzug  bei  freiwilliger  Auf- 
gabe; 196,80  M.  bei  der  Preußischen  Rentenversicherungsan- 
stalt (a.  G.)  in  Berlin  (Tarif  30)  mit  Rückgewähr  von  95% 
der  eingezahlten  Prämien  zuzüglich  3%  Zinsen;  197  M.  beim 
Atlas,  A.-G.  in  Ludwigshafen,  mit  Rückzahlung  der  Prämien 
mit  31/2%  Zinseszinsen  abzüglich  der  ersten  Jahresprämie 
beim  früheren  Tode;  202  M.  bei  der  Viktoria  A.-G. 
in  Berlin  (Tarif  A.)  mit  Rückgewähr  der  Prämien  ohne 
Zinsen  bei  früherem  Tode,  und  dieselbe  Summe  bei 
der  Iduna  (Tabelle  VI.  C.)  mit  Rückgewähr  der  Prämien 
mit  Zinsen  und  Zinseszinsen  von  3 0/0  abzüglich  1 1/20/o  des 
versicherten  Kapitals  im  Falle  des  früheren  Todes  oder  bei 
Aufgabe  der  Versicherung;  202,50  M.  bei  der  A.-G.  Friedrich 
Wilhelm  in  Berlin  mit  Rückgewähr  der  eingezahlten  Prämien 
mit  30/0  Zinseszinsen,  abzüglich  3%  der  Versicherungssumme 
im  Falle  vorzeitigen  Ablebens,  dagegen  von  nur  90  0/0  der 
Prämienreserve  abzüglich  3 0/0  der  Versicherungssumme  bei 
freiwilliger  Aufgabe  der  Versicherung;  203,50  M.  bei  der  Frank- 
furter Lebensversicherungs-Gesellschaft  A.-G.  in  Frankfurt  a.  M. 
(Tabelle  IX.)  mit  Rückgewähr  der  eingezahlten  Prämien  nebst 
Zinseszinsen  von  3%  Unter  Abzug  von  2 0/0 'der  Versicherungs- 
summe im  Falle  früheren  Todes;  204  M.  bei  der  Thuringia 
A.-G.  in  Erfurt  (Tabelle  10)  mit  Rückgewähr  der  Prämien 
ohne  Zinsen,  abzüglich  2°/o  der  Versicherungssumme  beim 
Tode;  207,50  M.,  wovon  eine  Dividende  bis  zu  5°/o  der 
Jahresprämie  abgeht,  bei  der  Hannoverschen  Versicherungs- 
Anstalt  auf  Gegenseitigkeit  A.-G.  in  Hannover  (Tarif  VI.); 
230  M.  bei  der  Thuringia  A.-G.  in  Erfurt  (Tabelle  10c)  mit 
Rückgewähr  der  eingezahlten  Prämien  mit  2V2o/o  'Zinsen  ab- 
züglich 2o/o  der  Versicherungssumme  bei  vorzeitiger  Aufgabe 
aus  irgendwelchem  Grunde. 

Die  Mecklenburgische  Lebensversicherungs-Bank  auf  Gegen- 
seitigkeit in  Schwerin  (Tabelle  XII.)  bietet  gegen  eine  Prämie 
von  393  M.  mit  der  Kapital-Versicherung  verbunden  noch  eine 
I n v a 1 i d i t ä t s v le  r sj  Fc  h'  e r u n g,  indem  sie  im  Invaliditäts- 
fall eine  jährliche  Rente  von  5%  (also  in  unserem  Beispiel 
500  M.)  zahlt. 

Abgekürzte  Lebensversicherung  mit  Einschluß  der  Invaliditäts- 
Versicherung. 

Praktischer  noch  als  die  Kapitalversicherung  ist  die  abge- 
kürzte Lebensversicherung.  Bei  der  Kapitalversicherung  wird, 
gleichgültig,  ob  der  Versicherte  den  Termin  erlebt  oder  nicht, 
ein  bestimmtes  Kapital  nur  an  dem  im  voraus  bestimmten 
Termine  ausgezahlt.  Bei  der  abgekürzten  Lebensversicherung 
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dagegen  wird  dieses  Kapital,  wenn  der  Versicherte  den  im 
voraus  bestimmten  Termin  erlebt,  an  diesem  Termin  gezahlt, 
genau  so  wie  bei  der  Kapitalversicherung,  aber  im  Falle  eines 
früheren  Todes  gehen  nicht,  wie  bei  der  Kapitalversicherungy 
die  eingezahlten  Beiträge  entweder  ganz  verloren  oder  wer- 
den nur  unter  Abzug  mit  oder  ohne  Zinsen  zurückgezahlt, 
sondern  es  wird  in  diesem  Talle  bereits  das  volle  Kapital 
an  die  Hinterbliebenen  gezahlt,  das  im  Erlebensfälle  der 
Versicherte  an  dem  vorausbestimmten  Termin  erhalten  hätte. 
Diese  abgekürzte  Lebensversicherung  ist  also  eine  Verbindung 
von  Todes-  und  Erlebensfalls-Versicherung.  Sie  ist  diejenige 
Form,  die  in  den  meisten  Fällen,  wo  Lebensversicherung 
in  Betracht  kommt,  besonders  zu  empfehlen  ist. 

Für  unsere  Zwecke  kommt  sie  nur  verhältnismäßig  wenig 
in  Frage,  denn  für  die  unverheirateten  berufstätigen  Frauen 
ist  'die  Hauptsache  ja  die,  daß  sie  selbst  für  Inva- 
lidität und  Alter  versorgt  sind.  Nur  in  den  im  vorigen  Ab- 
schnitte besprochenen  Fällen,  in  denen  die  Auszahlung  eines 
Kapitals  einer  Alters-  und  Invaliditätsrente  vorzuziehen  ist, 
ist  an  diese  abgekürzte  Lebensversicherung  zu  denken. 

Es  würde  uns  zu  weit  führen,  sämtliche  von  den  ver- 
schiedenen deutschen  Lebensversicherungsgeselischaften  ge- 
führten Tarife  hier  namhaft  zu  machen.  Ich  beschränke  mich 
darauf,  diejenigen  Formen  der  abgekürzten  Lebensversicherung 
aufzuführen,  die  eine  Versicherung  für  den  Invaliditätsfall 
einschließen.  (Anerkannt  gute  Lebensversicherungsanstalten 
wie  die  Gothaer  und  die  sog.  alte  Leipziger  werden  daher 
hier  nicht  erwähnt,  da  sie  eine  Mitversicherang  der  Invalidi- 
tät nicht  einschließen.)  Von  diesen  Versicherungen  nun  schlie- 
ßen manche  die  Invaliditätsgefahr  nur  insofern  ein,  als  sie  bei  ein- 
tretender Invalidität  nur  von  der  Fortsetzung  der  Prämienzahlung 
entbinden.  Auch  von  diesen  sehe  ich  hier  ab  und  erwähne 
nur  diejenigen  Versicherungsformen,  in  denen  im  Invalidi- 
tätsfall eine  Invaliditätsrente  gewährt  wird.  Der 
Kürze  halber  beschränke  ich  mich  dabei  auf  diejenigen  Versiche- 
rungen, welche  im  Invaliditätsfall  eine  Rente  von  10%  des 
versicherten  Kapitals  gewähren;  einzelne  Versicherungsgesell- 
schaften lassen  die  Wahl  zwischen  5,  10  und  15%  Invaliditäts- 
rente.*) Ich  ordne  auch  hier  die  Versicherungen  nach  der 
jährlich  erforderlichen  Prämie,  bemerke  aber  ausdrücklich,  daß 
das  kein  richtig  zutreffendes  Bild  der  entstehenden  Kosten  gibt. 
Die  Dividende,  wo  sie  gewährt  wird,  bezieht  sich  teilweise 
nur  auf  die  Prämien  der  Grundversicherung,  d.  h.  der  ein- 
fachen abgekürzten  Lebensversicherung,  nicht  auf  die  Zusatz- 


*)  Ich  erwähne  nur  die  Nürnberger  Lebensversicherungsbank 
A.-G.  in  Nürnberg  (Tabelle  4 e),  die  ohne  Gewinnanteil  335  M.  im 
obigen  Fall  als  Jahresprämie  fordert  (mit  Gewinnanteil  aus  den 
Vollen  Prämienzahlungen  beträgt  'die  Prämie  376  M.),  aber  durch- 
gängig nur  5 Prozent  (also  in  unserem  Fall  500  M.  Invaliditäts- 
pension) im  Invaliditätsfalle  an  jährlicher  Rente  gewährt.  Die 
Preußische  Lebensversicherungs  - A.  - G.  in  Berlin  gibt  in  ihrem 
Tarif  VIIc  (50/0  und  10%  Invaliditätsrente)  Prämien  nur  für  Ver-  ? 

Sicherungen  mit  längstens  25  jähriger  Dauer  an. 
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prämie  für  den  Invaliditätsfall,  teilweise  (z.  B.  beim  Nord- 
stern, bei  der  Iduna,  der  Victoria  u.  a.)  auf  die  vollen  SPrämien. 

Es  fordern  bei  dem  Eintritts  alter  von  30  Jahren  und  bei 
Ablauf  der  Prämienzahlung  und  im  Erlebensfälle  Rückgewähr 
des  Kapitals  von  10  000  M.  nach  Erreichung  des  60.  Lebens- 
jahres: 355  M.  die  A.-Q.  Friedrich  Wilhelm  in  Berlin  (ohne 
Dividende;  393  M.  bezw.  455,50  M.  bei  Dividendengewäh- 
rung nach  zwei  verschiedenen  Dividendenplänen);  402,50  M. 
der  Nordstern  A.-G.  in  Berlin  (Tabelle  IV.  J.  R.)  mit  Gewinn- 
anteil (andernfalls  10  o/o  Ermäßigung  der  Jahresprämie); 
413  M.  die  Iduna  (a.  G.)  in  Halle  (Tarif  HD  10)  mit  Ge- 
winnanteil (ohne  solchen  12V2  °/°  Ermäßigung);  425,50 

Mark  die  Providentia  A.-G.  in  Frankfurt  a.  M.  (Tabelle 
VI,  mit  Invaliditätszusatzrentenversicherung),  mit  Gewinnanteil. 
428  M.  die  Teutonia  A.-G.  in  Leipzig  (Tabelle  XVI.  I.  R.) 
ebenso,  ober  ohne  Gewinnanteil ; 429  M.  Hannoversche  Lebens- 
versicherungsanstalt auf  Gegenseitigkeit  in  Hannover  (Ta- 
belle XII.)  desgleichen,  aber  mit  Gewinnanteil,  berechnet  nach 
der  vollen  Prämie;  432  M.  der  Deutsche  Anker  A.-G.  in  Berlin 
(Tabelle  VII.)  ebenso,  mit  Gewinnanteil;  452,50  M.  die  Vik- 
toria A.-G.  in  Berlin  (Tarif  IV.)  desgleichen. 

Die  Vergleichung  der  Prämienhöhe  bei  den  einzelnen  Ge- 
sellschaften, so  wie  sie  vorher  angegeben  ist,  gibt  ein  nur  an- 
näherndes, kein  bis  ins  einzelne  genaues  Bild,  da  abgesehen  von 
der  Dividende,  die  bei  den  verschiedenen  Anstalten  verschieden 
hoch  ist,  auch  unter  verschiedenen  Bedingungen  (erst  nach 
einer  verschiedenen  Anzahl  von  Jahren  usw.)  gezahlt  w'ird,  im 
einzelnen  Verschiedenheit  in  der  Berechnung  'des  Zahlungster- 
mins und  andere  Unterschiede  mit  in  Rücksicht  zu  ziehen  sind; 
die  Uebersicht  wird  aber  für  unsere  Uebersicht  im  großen  und 
ganzen  genügen,  während  ein  Eingehen  in  die  Einzelheiten 
die  Uebersicht  unserer  Zusammenstellung  beeinträchtigen 
würde.  Wer  sich  für  eine  der  bestimmten  Grundformen  (Pen- 
sionsversicherung, Leibrentenversicherung,  Kapital-  oder  abge- 
kürzte Lebensversicherung')  entschlossen  hat,  lasse  sich,  bevor 
er  eine  Versicherung  eingeht,  erst  die  verschiedenen  Prospekte 
der  genannten  Anstalten  selbst  kommen,  um  dann  nach  eige- 
ner Prüfung  zu  wählen. 

Reine  Invaliditätsversicherung. 

Besonders  wichtig  ist  für  unsern  Fall  die  Einbeziehung 
der  Invaliditätsversicherung.  Diese  wird  auch  da  in  Frage 
kommen,  wo  bereits  irgendwelche  anderen  Versicherungen  ge- 
schlossen sind,  oder  wo  jemand  damit  rechnen  kann,  von 
einem  bestimmten  Termin  an  ein  Kapital  zur  Verfügung  zu  haben. 
In  diesem  Falle  wäre  dann  eine  reine  I n v alijdi ta'tsM 
Versicherung  einzugehen.  Diese  wird  aber  jetzt  fast  von 
allen  Gesellschaften  nur  als  Zusatz  zu  anderen  Versicherungen! 
(Lebensversicherung  oder  Kapitalversicherung)  gewährt,  nicht 
selbständig.  Der  Deutsche  Anker  in  Berlin  ftihrte  früher  eine 
solche  reine  Invaliditätsversicherung,  hat  sie  aber  für  weib- 
liche Personen  iaufgegeben  und  gewährt  sie  ijur  noch  als 
Vorversicherung  für  die  Schülerinnen  der  Krankenpflege 
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bei  der  Schwesternschaft  Deutscher  Frauendienst,  Und  zwar  auch 
diesen  nur  für  die  Dauer  von  höchstens  2 Jahren  bis  zum 
Eintritt  in  die  volle  Pensionsversicherung.  Meines  Wissens 
versichert  nur  der  Allg.  Deutsche  Versicherungsverein  in 
Stuttgart  (auf  Gegenseitigkeit)  auch  für  Frauen  noch  eine 
Invaliditätsrente.  Nach  Tarif  P.  VI  erhält  eine  mit  30  Jahren 
Eintretende,  wenn  sie  bis  zum  Schluß  des  60.  Lebensjahres 
invalide  wird,  gegen  eine  jährliche  Prämie  von  25,24  M.  (10°/o 
Zuschlag  für  Frauen  zu  der  gewöhnlichen  Prämie)  eine  lebens- 
längliche Rente  von  100  M. ; sämtliche  Prämien  ohne  Abzug 
werden  nach  dem  Tode,  mag  dieser  nun  vor  oder  nach1 
dem  60.  Lebensjahre  eintreten,  wenn  der  Versicherte  nicht  in 
den  Rentengenuß  eingetreten  ist,  ohne  Abzug  zurückgezahlt. 
Sollen  die  Prämien  nicht  bloß  im  Todesfälle,  sondern  spä- 
testens nach  Ablauf  der  Versicherung  zurückgezahlt  wer- 
den — also  eine  Art  Kapitalversiclierang  mit  der  Invaliditäts- 
versicherung verbunden  — , so  sind  in  unserem  als  Beispiel 
angenommenen  Falle  jährlich  30,90  M.  (Tarif  P.  VII  mit 
10  °/°  Aufschlag  für  weibliche  Personen)  zu  zahlen.  Die  In- 
validitätsanerkennung setzt  die  Invaliditätserklärung  bei  der 
staatlichen  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  voraus. 


Aber  in  nicht  seltenen  Fällen  wird  bei  der  scharfen  Prü- 
fung der  Gesundheit,  zu  der  die  Gesellschaft  bei  Versicherung 
Oder  Mitversicherung  der  Invalidität  gezwungen  wird,  manche 
der  nach  Sicherstellung  suchenden  arbeitenden  Frauen  in  eine 
der  genannten  Versicherungen,  die  die  Invalidität  mit  ver- 
sichert, nicht  aufgenommen  werden.  Was  ist  in  diesem  Falle  zu 
tun?  Am  zweckmäßigsten  erscheint  dann  bei  Einzelversiche- 
rung eine  Altersversicherung  beim  Deutschen  Anker  oder  bei 
der  Lübecker  Lebensversicherungs-Gesellschaft  nach  den  oben 
angegebenen  Bedingungen,  wonach  die  Versicherte  bei  vor- 
zeitiger Invalidität  die  Versicherung  aufgeben  kann  und  dann 
die  eingezahlten  Prämien  samt  den  Zinseszinsen  unter  ge- 
ringem Abzug  zurück  erhält.  Es  ist  dann  wenigstens  nichts 
verloren,  und  sie  hat,  abgesehen  von  den  geringen  Abzügen 
für  Verwaltungskosten,  dasselbe,  wie  wenn  sie  die  Prämien 
jährlich  in  eine  Sparkasse  mit  Zinsesberechnung  eingezahlt 
hätte,  hat  vor  dieser  aber  voraus,  daß  sie  von  dem  bestimmten 
Lebensalter  ab  eine  Altersrente  sich  gesichert  hat.  Sonst  kommt 
wohl  am  meisten  die  Rentenversicherung  beim  Atlas  *)  in  Frage 


*)  Bei  dieser  kann  in  dem  Falle,  daß  die  Invalidität  infolge 
einer  Krankheit  oder  eines  Unfalls  eintritt,  die  ein  Ableben  in 
verhältnismäßig  kurzer  Zeit  erwarten  lassen,  nach  ärztlicher  Unter- 
suchung die  Rente  erheblich  erhöht  werden;  nur  hätte  eine  solche 
nachträgliche  Rentenerhöhung,  weil  sie  ein  offenes  Todesurteil 
ist,  etwas  Inhumanes  an  sich.  Wie  aber  wäre  es,  wenn  die  Ge- 
sellschaft in  ihre  Versicherungsbedingungen  den  Satz  aufnähme: 
„Muß  die  Versicherte  infolge  von  Krankheit  den  Eintritt  in  den 
Rentenbezug  beantragen,  so  kann  ihr  auf  ärztliches  Gutachten  hin 
außer  der  Rente  eine  einmalige  oder  wiederholte  ausserordentliche 
Krankenunterstützung  gewährt  werden,  deren  Höhe  die  Gesellschaft  in 
jedem  einzelnen  Falle  besonders  bestimmt“!?. 
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oder  die  ausführlicher  behandelte  Versicherung  von  Altersrenten 
mit  unbestimmtem  Aufschub  bei  der  Preußischen  Rentenver- 
sicherungsanstalt. 

Aber  in  vielen  Fällen  wird  diese  Summe  nicht  ausreichen. 
Hier  kann  man  dann  den  Lehrerinnen,  welche  kommunale 
Anstellungsmöglichkeit  haben,  nur  raten,  eine  solche  vorzu- 
ziehen, auch  wenn  ihnen  die  Arbeit  in  einer  bestimmten  Pri- 
vatschule oder  das  Leben  im  Pensionat  aufzugeben  schwer 
werden  wird.  Andernfalls  müssen  die  Privatschule  oder  Pen- 
sionat mit  ihren  Mitteln  eintreten;  aber  das  wird  in  den  meisten 
Fällen  kaum  möglich  sein.  Bei  den  Zimmerschen  Töchterheimen 
ist  von  der  Stiftung,  der  diese  Töchterheime  gehören,  ein 
Kapital  von  12  000  M.  für  eine  Lehrerinnen-Hilfskasse  be- 
stimmt worden,  und  in  diese  Kasse  sollen  von  den  etwaigen 
Ueberschüssen  des  gesamten  Betriebs  20  Prozent  fließen.  Die 
Hälfte  dieser  Summe  dient  für  Weiterbildung  der  Lehrerinnen, 
die  andere  Hälfte  ist  für  Notfälle,  wie  eben  den  erwähnten 
Fall  einer  vorzeitigen  Invalidität,  ohne  daß  Versicherung  gegen 
Invalidität  möglich  war,  bestimmt.  Die  Verwaltung  dieser 
Kasse  ist  den  Angestellten  der  Zimmerschen  Töchterheime 
selbst  überlassen;  die  Stiftung  hat  darauf  keinen  Einfluß. 
Das  ist  eine  Form,  die  in  dem  vorliegenden  Falle  wohl  recht 
zweckmäßig  ist,  nur  leider  von  kleineren  Privatschulen  und 
Pensionaten  nicht  leicht  nachgeahmt  werden  kann. 

Jedenfalls  aber  werden  und  müssen  in  der  einen  oder 
anderen  Weise  die  beruftreibenden  Frauen  für  die  Tage  des 
Alters  oder  der  Invalidität  geschützt  werden.  Daß  dafür  die 
verschiedensten  Möglichkeiten  bestehen,  das  werden  die  vor- 
stehenden Ausführungen  bewiesen  und  zugleich  besondere 
Fingerzeige  für  die  im  einzelnen  Fall  zweckmäßigste  Form 
der  Versicherung  geboten  haben. 

Schließlich  nur  noch  ein  Wort  über  die  H ö h e d e r e i n z u- 
gebenden  Versicherung.  Hier  ist  sowohl  davor  zu 
warnen,  daß  man  sich  größere  jährliche  Ausgaben  für  die 
Versicherungsprämien  zumutet,  als  man  sie  voraussichtlich' 
dauernd  tragen  kann  — etwaige  unerwartete  Ueberschüsse 
kann  man  Ja  leicht  zu  Einzelrentenversicherung  bei  der  Kaiser 
Wilhelm-Spende,  bei  der  Preußischen  Rentenversicherungs- 
anstalt oder  beim  Atlas  u.  dergl.  verwenden  — , wie 
umgekehrt  davor,  daß  man  aus  Furcht,  einmal  in  Verlegen- 
heit zu  kommen,  die  Grenze  zu  enge  zieht.  Auf  Ansuchen 
gewähren  wohl  alle  Versicherungsgesellschaften,  ohne  Bürgen 
zu  verlangen,  Darlehen  in  der  Höhe  der  Prämienreserve;  so 
kann  das  als  Prämien  eingezahlte  Kapital  im  Notfall  auch’ 
als  Sparkasse  benutzt  werden. 

Den  Versicherungsgesellschaften  aber,  die  in  der  noch 
sehr  im  Rückstände  befindlichen  Rentenversicherung  für  Frauen 
Erfolg  haben  wollen,  sei  nahe  gelegt,  Bedingungen  zu  schaffen, 
durch  die  die  Aufgabe  der  Versicherung  unter  Rückgewähr 
eines  möglichst  hohen  Anteils  der  Einzahlung  im  Falle 
d e r V e r h e i r a t u n g erleichtert  wird.  Wenn  das  der  Deutsche 
Anker  in  Berlin,  die  Iduna  und  die  Deutsche  Lebensversiche- 
rungsgesellschaft in  Lübeck  tun  können,  werden  es  andere  Pen- 
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sionsversicherungsgesellschaften  ja  auch  tun  können,  und  diese 
Gedanke  — Rückgewähr  der  Prämien  im  Falle  der  Verheiratung 
nicht  bloß  im  Falle . des  Todes  — läßt  sich'  sicher  auch  lun 
schwer  mit  der  abgekürzten  Lebensversicherung  verbinden 
Man  vergesse  nicht:  was  unsern  beruftreibenden  Frauen,  we 
nigstens  den  jüngeren,  den  Entschluß  zu  einer  für  sie  doc 
so  notwendigen  Versicherung  gemeiniglich  so  schwer  mach 
ist  die  Sorge,  daß  sie  im  Falle  der  Verheiratung  kein 
Mittel  zur  Beschaffung  einer  Aussteuer  haben  würden.  Ein 
glückliche  Ehe  aber  ist  für  unsre  Frauenwelt  doch  das  erwünsch 
teste  Ziel,  und  in  ihr  findet  sie  mit  Recht  ihren  natürliche 
und  eigensten  Beruf. 


